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Liebe LeserInnen und Leser, 

der letzte Friedensratschlag in Kas-
sel stand unter dem Motto: „Die Politik 
in die eigenen Hände nehmen.“ In der 
vorliegenden Ausgabe greifen wir die-
sen  Schwerpunkt  auf,  indem  wir  die 
sehr  unterschiedlichen  Ausgangsbe-
dingungen von sich entwickelnden zi-
vilgesellschaftlichen Bewegungen dar-
stellen. In vielen Ländern werden die-
se brutal unterdrückt, in anderen Län-
dern  wiederum  durch  äußere  Einmi-
schung  gesponsert  und  als  Kronzeu-
gen  für  Kriegsvorbereitungen  miss-
braucht, wie im letzten Jahr in Libyen 
geschehen. 

Bei  den  aktuellen  Auseinanderset-
zungen um Syrien ist hierbei in beson-
derem  Maße  eine  sehr  differenzierte 
Sicht notwendig, fernab von Schwarz-
Weiß-Darstellungen. So jedenfalls be-
gann Karin Leukefeld in Kassel  ihren 
Vortrag über die Opposition in Syrien. 
Interessant ist nicht nur ihr darauf be-
ruhender  Artikel  in  dieser  Ausgabe, 
sondern auch die Einschätzung des in 
früheren  Zeiten  als  außenpolitischer 
Scharfmacher  der  CDU  agierenden 
Jürgen Todenhöfer.  Auch er  bringt  – 
wie kürzlich in der FAZ nachzulesen – 
eine sehr differenzierte Sicht der Din-
ge, gepaart mit harter Kritik an der ein-
seitigen, verzerrten Mediendarstellung 
der Situation in Syrien. 

Erheblich dramatischer stellt sich je-
denfalls  die  Menschenrechtssituation 
im  regional  angrenzenden  türkischen 
Teil  Kurdistans dar. Dort gibt  es mitt-
lerweile  eine  starke  zivilgesellschaftli-
che Bewegung, die sich auf kommuna-
ler  Ebene  rätedemokratisch  organi-
siert. Die ungelöste kurdische Frage in 
dem  NATO-Brückenkopfland  Türkei 
hat  leider  auch  mit  geostrategischen 
Interessen zu tun, die keine demokrati-
sche  Autonomie  zulassen.  Im  Unter-
schied  zu  Syrien  sind  zwar  massive 
Menschenrechtsverletzungen  durch 
die  türkische  Regierung  in  Kurdistan 
unstrittig,  werden  aber  hierzulande 
kaum  thematisiert.

Besonders  bemerkenswert  ist  bei 
den  rätedemokratischen  Ansätzen  in 
Kurdistan,  dass  Frauenrechte  einen 
hohen Stellenwert haben, in einer Re-
gion, wo man es am wenigsten erwar-
tet. Deshalb stellt Ulla Jelpke, die kürz-
lich Kurdistan als Bundestagsabgeord-
nete bereiste, auch die Frauenfrage in 
den Mittelpunkt ihres Reiseberichtes.

Die  Verlogenheit  der  selektiven 
Wahrnehmung  von  Frauenrechten 
zeigt sich vor allem auch in Bezug auf 
den  Afghanistan-Krieg.  Dass  es  dort 
tatsächlich  mittlerweile  um  Frauen-
rechte schlechter bestellt ist als je zu-
vor und wie kaum einem anderen Land 
der Welt, wurde von der afghanischen 
Menschenrechtsaktivistin Malalai Joya 
in ihrem Gastbeitrag auf dem Kasseler 
Friedensratschlag  dargestellt.  Sie  er-
wähnte aber auch, dass es in Afgha-
nistan  Ansätze  von  zivilgesellschaftli-
chen  Bewegungen  gibt.  Bemerkens-
wert  ist  ihr  Optimismus,  dass  damit 
nach  einem notwendigen  Truppenab-
zug der Besatzungsmächte eine Rück-
kehr der Taliban an die Macht verhin-
dert werden könne. 

In  Deutschland  wird  die  politische 
Diskussion derzeit geprägt von der Eu-
ro-Krise,  die  auch gravierende  Rück-
wirkungen  auf  demokratische  Ent-
scheidungsprozesse hat. Mit der occu-
py-Bewegung  sind  in  diesem  Umfeld 
neue  Aktivisten  in  neuen  Organisati-
onsformen entstanden. Wie sich diese 
entwickeln können, war auch ein The-
ma des Friedensratschlages. 

Das Haupt-Augenmerk liegt derzeit 
für  uns  als  Friedensbewegung  natür-
lich auf der drohenden Kriegsgefahr im 
Mittleren Osten durch die seitens der 
USA mit Unterstützung von NATO und 
Israel  betriebene  Eskalation.  In  den 
Aktionsschwerpunkten  des  Bundes-
ausschusses Friedensratschlag haben 
die Drohungen gegen Syrien und Iran 
deshalb ein besonderes Gewicht.  Auf 
Seite 16 haben wir diese auszugswei-
se abgedruckt. (Vollständiger Text sie-
he www.ag-friedensforschung.de).

Wir verweisen auch auf den Aufruf 
"Für Frieden, Freundschaft und Völker-
verständigung,  Kriegsvorbereitungen 
stoppen! Embargos beenden! Solidari-
tät mit den Völkern Irans und Syriens!". 
Nähere Infos dazu unter:
http://www.freundschaft-mit-
valjevo.de/wordpress/

Karl-Heinz Peil

In eigener Sache:
Wir bitten die Leserinnen und Leser um 
Überweisung des jährlichen Soli-Beitrages 
von mindestens 15 €. Leserinnen und 
Leser aus Baden-Württemberg zahlen 
direkt beim Friedensnetz.
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   Syrien: Ziele der Opposition zwischen Reform und Umsturz
von Karin Leukefeld, Journalistin, Damaskus (Aktualisierte Kurzfassung des Beitrages vom 18. Friedensratschlag)

Es war  Anfang März 2011,  als  in 
der  südsyrischen  Stadt  Deraa  eine 
Gruppe von Schuljungen in ihrer Schu-
le eine regierungsfeindliche Parole an 
die Wand schrieb. Normalerweise hät-
te  der  Direktor  die  Eltern  über  die 
Sachbeschädigung informiert,  sie auf-
gefordert,  die Wand neu zu streichen 
und auf ihre Kinder einzuwirken, dass 
so etwas nicht wieder vorkommt. Doch 
der Mann rief nicht die Eltern, sondern 
die Polizei. Die Kinder kamen ins Ge-
fängnis,  wurden  misshandelt.  Als  die 
Eltern vom Polizeipräsidenten die Frei-
lassung der Kinder forderten, ernteten 
sie Hohn. Ähnlich erging es ihnen, als 
sie  den  Gouverneur  um  die  Freilas-
sung  ihrer  Kinder  baten.  Anders  als 
früher hielten die Eltern nicht still und 
bezahlten,  um die  Kinder  frei  zu  be-
kommen, sie versammelten sich in ei-
ner zentralen Moschee und organisier-
ten eine Demonstration. Rasch wurde 
aus dem Zug ein Massenprotest, man 
forderte die Freilassung der Kinder, ein 
Ende der Korruption, Respekt und poli-
tische Reformen. Die mobilisierte Poli-
zei  reagierte  hart,  bewaffnete  Kräfte 
des  Geheimdienstes  schossen in  die 
Menge, es gab Tote. Bei deren Beerdi-
gung  tags  darauf  war  die  Trauerge-
meinde größer als  die  Demonstration 
zuvor, in anderen Städten des Landes 
solidarisierten sich die Menschen. Das 
Regime  ordnete  die  Freilassung  der 
Kinder an und schickte mit Vizepräsi-
dent Faruk al-Sharaa,  der selber aus 
Deraa stammt, hochrangige Vermittler 
in die Stadt. Polizeipräsident und Gou-
verneur wurden abgesetzt,  eine Kom-
mission sollte das Geschehene aufklä-
ren. 

„Alte“ Opposition mit 
berechtigten Protesten
Die Proteste weiteten sich aus. Or-

ganisiert wurden sie in Moscheen und 
von  der  „alten  Garde“  der  syrischen 
Opposition,  viele  von  ihnen  Kommu-
nisten, die lange im Gefängnis waren. 
Nur wenige der Nichtregierungsorgani-
sationen, die seit einigen Jahren in Sy-
rien für Kinder und alte Menschen, für 
Menschen mit Behinderungen und für 
die  Rechte  der  Frauen  oder  für  den 

Umweltschutz  aktiv  sind,  beteiligten 
sich. In weiten Teilen des Landes blie-
ben die  Menschen  ruhig,  auch  wenn 
sie Veränderung wollen. Etwa ebenso 
viele  Menschen,  wie  landesweit  pro-
testierten, gehen mittlerweile für Präsi-
dent  Bashar  Al-Assad  und  den  von 
ihm  eingeleiteten  Reformprozess  auf 
die Straße. Im Regime, in der Opposi-
tion  und  in  der  Protestbewegung  ist 
Syrien tief gespalten.

DIE  Opposition  gibt  es  weder  in 
Syrien,  noch außerhalb.  Die Gruppen 
gehen verschiedene Wege und verfol-
gen verschiedene Ziele.

SNR und FSA: für 
militärischen Umsturz 
In westlichen Medien wird die Sicht 

auf die Ereignisse in Syrien wesentlich 
durch  die  Darstellungen  von  Men-
schenrechtsbüros  bestimmt,  die  dem 
Syrischen Nationalrat (SNR) der Aus-
landsopposition nahe stehen. Der SNR 
gründete sich nach mehreren Anläufen 
in Istanbul (Türkei) und versammelt In-
tellektuelle,  Teile  der  Muslimbruder-
schaft, Kurden und Einzelpersonen un-
ter einem Dach. Er wird (mindestens) 
von  den  Außenministerien  der  USA 
und  Frankreichs  unterstützt.  Nach 
Auskunft  seines  Präsidenten  Burhan 
Ghalioun steht der SNR mittlerweile „in 
ständiger  Diskussion“  mit  der  „Freien 
Syrischen  Armee“  (FSA),  die  bewaff-
net gegen die reguläre syrische Armee 
kämpft und gezielte Anschläge auf Mi-
litärs,  Geheimdienstkräfte  und andere 
Personen  durchführt,  denen  sie  Zu-
sammenarbeit  mit  der syrischen Füh-
rung vorwirft.  Auch deren Familienan-
gehörige werden nicht verschont. Wei-
tere  Angriffsziele  sind  staatliche  Ein-
richtungen,  Eisenbahnlinien,  Brücken, 
Gas-  und  Ölpipelines  sowie  andere 
Einrichtungen der  Energieversorgung. 
Führer der FSA, ist der ehemalige syri-
sche  Oberst  Riad  Al-Asaad,  der  aus 
der Türkei unter dem Schutz der türki-
schen Behörden die Aktionen in Syrien 
koordiniert.  Nach  eigenen  Angaben 
soll die FSA bis zu 15.000 Mann unter 
Waffen  haben,  vor  allem  Deserteure 
der syrischen Armee. Unterstützt wer-
de  die  FSA  von  (syrischen)  „Ge-

schäftsleuten  aus  den  USA,  Europa 
und den Golfstaaten“.

Nach  Angabe  Burhan  Ghaliouns 
sei  es wichtig  gewesen,  mit  der  FSA 
zusammenzuarbeiten, um „die Bildung 
von undisziplinierten Milizen zu verhin-
dern, die sich rächen wollen und Angst 
auslösen.“  Mittlerweile  habe  die  FSA 
die „politische Führung des SNR aner-
kannt“.  Ihr  gemeinsames Ziel  sei  ein 
„freies,  demokratisches  und  pluralisti-
sches  Syrien“,  nach  dem  Sturz  von 
Präsident Bashar al-Assad. Um diesen 
herbeizuführen erwartet  Ghalioun Un-
terstützung  von  der  internationalen 
Gemeinschaft.  Nicht „um die syrische 
Revolution  zu  ersetzen“  sondern  um 
sie zu „unterstützen“. Dafür fordert der 
SNR  eine  Flugverbotszone  „für  be-
stimmte Gebiete“, damit nicht „die ge-
samten  syrischen  Luftverteidigungs-
systeme zerstört“ werden müssen. Es 
werde „kein Chaos geben wie in Liby-
en“. 

NCC: für Recht auf 
Selbstbestimmung
Im  Schatten  des  SNR vertritt  der 

Menschenrechtler  Haytham  Manna  – 
ebenfalls im Ausland – das Nationale 
Koordinationskomitee (NCC) aus Syri-
en.  Das  NCC ist  ein  übergeordneter 
Zusammenschluss von oppositionellen 
lokalen und regionalen Koordinations-
komitees in Syrien. In einer NCC-Stel-
lungnahme (Ende 2011) hieß es, man 
poche  „auf  das  Recht  auf  Selbstbe-
stimmung und auf Befreiung vom auto-
ritären  Regime“  ebenso,  wie  auf  das 
Recht,  „ohne  äußere  Einmischung“ 
über die politische Zukunft Syriens be-
stimmen zu  können.  Man wolle  nicht 
Spielball  der  Nationen  um  eine  Ein-
flusssphäre  werden,  man  habe  nicht 
vor  „die  autoritäre  Herrschaft  gegen 
die Unterwerfung unter ausländischen 
Einfluss einzutauschen.“

Gewaltsames Vorgehen 
des Regierungsapparates
Innerhalb Syriens durchlief die Pro-

testbewegung  verschiedene  Phasen. 
Die zunächst friedlichen Proteste wur-
den  vom  Sicherheitsapparat  (des  In-
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nenministeriums)  als  Gefährdung  der 
Sicherheit  eingestuft  und  –  trotz  an-
derslautender  Anordnung  von  Präsi-
dent  Bashar  al-Assad  –  gewaltsam 
niedergeschlagen.  Tausende  wurden 
festgenommen, Hunderte starben. Die 
ersten griffen in Deraa zu den Waffen 
und  wehrten  sich.  Blutrache  war  ein 
wichtiger Beweggrund, doch auch alte 
Konflikte mit der Zentralmacht brachen 
auf. Aus ganz persönlichen, aus öko-
nomischen  und  geostrategischen 
Gründen  mischten  sich  wohlhabende 
Einzelpersonen  und  andere  Staaten 
ein. Wegen der zunehmenden Gewalt 
haben  die  politischen  Proteste  abge-
nommen.  Organisatoren  der  ersten 
Stunde haben sich in die politische De-
batte zurückgezogen oder sind in Haft.

 
Das  UN-Menschenrechtskommissa-
riat  spricht  von  mindestens  6000 
zivilen  Toten.  Die  syrischen  Be-
hörden  geben  an,  dass  2000  Sol-
daten  und  Sicherheitskräfte  getötet 
wurden, Zahlen für getötete Zivilisten 
nennen  die  Behörden  nicht.  Zahlen 
über  Gefangene  schwanken  zwi-
schen 15.000 und 100.000. Keine der 
Angaben ist belegt.

Wer ist die FSA?
Die  Milizen  der  FSA  bezeichnen 

sich selber als „Deserteure“. Reporter, 
die  die  FSA  seit  Monaten  begleiten, 
haben unter  den  Kämpfern  auch be-
kannte  libysche  Rebellenführer  gese-
hen. Islamistische Kämpfer, die offen-
bar für ihren Einsatz bezahlt und aus-
gerüstet  werden (u.a.  von Geschäfts-
leuten  und  Golfstaaten)  sind  im  Ein-

satz  gegen  die  syrische  Regierung. 
Nicht auszuschließen ist auch der Ein-
satz  von  Todesschwadronen,  wie  sie 
in  den  1980er  Jahren  vom  US-Ge-
heimdienst  CIA in  Mittel-  und  Latein-
amerika  zur  Destabilisierung  einge-
setzt wurden. 

Die  Protestbewegung  der  ersten 
Stunde war und ist bis heute friedlich. 
Bis heute gibt  es  Massenproteste in 
Homs und in der kurdischen Stadt Qa-
mishly an der syrisch-türkischen Gren-
ze.  Auch  die  Beobachtermission  der 
arabischen  Liga  zieht  Hunderte  und 
Tausende von Menschen an. Doch in 
Homs, wo die religiös orientierten Mas-
sen vermutlich von bislang geheimen 
Strukturen der Muslim Bruderschaft or-
ganisiert  werden,  geht  es  um  den 
„Sturz  des  Regimes“,  einen  UN-Ein-
satz, gegen die arabische Beobachter-
mission  und gegen  Präsident  Bashar 
al-Assad. In Qamishly wollen die De-
monstranten – vor allem Kurden - Re-
formen durch Verhandlungen, sie leh-
nen Gewalt und eine ausländische In-
tervention ab.

Zivile Opposition: 
sehr breit gefächert
Die lokalen und regionalen Koordi-

nationskomitees  und  deren  zentrales 
Nationales  Koordinationskomitee 
(NCC) sind nur eine Gruppe von vie-
len, sie sind gut organisiert. Die Volks-
front für Veränderung und Befreiung ist 
ein  weiterer  Zusammenschluss  von 
mehreren  Parteien,  darunter  das  Na-
tionalkomitee für die Einheit der Kom-

munisten. Ein Vertreter gehört zu dem 
Komitee,  das  eine  neue  Verfassung 
ausarbeitet.  Es gibt Oppositionelle in-
nerhalb der Baath Partei und im syri-
schen Parlament. Unabhängige Abge-
ordnete  haben  sich  um  Muhammad 
Habash in einer Organisation für den 
Dritten  Weg  zusammengeschlossen. 
Die  oppositionelle  Bewegung  für  den 
Aufbau des syrischen Staates um den 
Schriftsteller Louay Hussein steht dem 
NCC nahe. Oppositionelle gibt es auch 
in der Nationalen Front,  die in Parla-
ment und Regierung vertreten ist, vor 
allem  Kommunisten.  Die  Kurden  ha-
ben  einen Zusammenschluss  von  12 
bisher  illegalen  Parteien.  Alle  diese 
Gruppen sind bereit mit Präsident Bas-
har al-Assad und den reformorientier-
ten Kräften des Regimes über den po-
litischen Wandel in Syrien im Rahmen 
eines nationalen Dialogs zu sprechen. 
Sie  begrüßen  die  Mission  der  Arabi-
schen Liga und deren Beobachter und 
lehnen jede ausländische Einmischung 
ab.  Voraussetzung  für  einen nationa-
len  Dialog  ist  ein  Ende  aller  Gewalt 
und die Freilassung von allen Gefan-
genen der vergangenen Monate.

Respektiert  von  der  Bevölkerung, 
wenig bekannt bei den Medien ist eine 
Gruppe  unabhängiger  Personen,  die 
sich keiner politischen Gruppierung zu-
rechnen.  Sie  appellieren  an  humani-
täre  und  fortschrittliche  Werte,  bieten 
Vermittlung  an  und  setzen  sich  für 
einen friedlichen Reformprozess unter 
bestimmten  Bedingungen  ein.  Viele 
dieser  Schriftsteller,  Professoren, 
Geistlichen waren lange im Gefängnis.

Der syrische Knoten
Jürgen Todenhöfers Bericht aus einem gespaltenen Land 

[...]  Wie ehrlich werden wir  über die Komplexität der 
Lage in Syrien informiert? Die publizistischen Meinungs-
führer Al Dschazira und Al Arabja stammen aus Qatar und 
Saudi-Arabien,  zwei  diktatorisch  regierten  Staaten.  Darf 
man leise Zweifel daran anmelden, dass es Ihnen vorran-
gig um Demokratie geht? [...]

Was ich  täglich  von  westlichen  Politikern  zu  Syrien 
lese, wird den Realitäten, die ich vier Wochen lang an Ort 
und Stelle erlebt habe, nicht  gerecht.  Wenn ich abends 
die  internationalen  Online-Medien  überflog,  war  es,  als 
läse ich Erzählungen von einem fremden Stern. Jeder hat 
ein  Recht  auf  eigene  Meinung,  aber  keiner  auf  eigene 
Fakten. [...]

Der syrische Knoten ist noch lösbar. Paradoxerweise 
ist  es  nach  wie  vor  Bachar  Al  Assad,  der  am ehesten 
einen  friedlichen  Übergang  zur  Demokratie  erreichen 
könnte. Weil er die Macht hat und weil er als Person bei 
einem Großteil der Bevölkerung noch immer Ansehen ge-
nießt. Das Regime und vor allem die verhassten Geheim-
dienste hingegen haben jedes Vertrauen verspielt. Die Sy-
rer wollen mit ihnen nichts mehr zu tun haben. 

Verspielt haben bei vielen Syrern aber auch die Gueril-
lakommandos, deren Methoden sich kaum noch von de-
nen der staatlichen Sicherheitsdienste unterscheiden. [...]

Quelle: FAZ vom 12.12.2011
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   Kurdischer Frühling: Demokratische Autonomie als Ziel
von Ulla Jelpke, MdB Die Linke

     

Stärkste Frauenbewegung 
im Nahen Osten
Wer an  die  Situation  der  Frau  in 

den  kurdischen  Teilen  der  Türkei 
denkt,  dem  fallen  meist  Schlagworte 
wie  Zwangsehe,  Polygamie  oder  Eh-
renmord ein. Auch die deutsche Pres-
se zeichnet immer wieder dieses Bild 
von  der  Lebenssituation  der  Kurdin-
nen.  Im Oktober  diesen Jahres habe 
ich  wieder  einmal  eine  Rundreise 
durch  das  türkische  Kurdistan  unter-
nommen  und  tatsächlich:  Feudale 
Strukturen  und  Denkweisen  sind  in 
Kurdistan stark verwurzelt. Doch kaum 
jemand weiß, dass in Kurdistan inzwi-
schen die wohl  stärkste Frauenbewe-
gung des mittleren Ostens beheimatet 
ist. Unter der Losung »Wir Frauen sind 
die  Ehre  von  niemandem  –  unsere 
Ehre ist unsere Freiheit« kämpfen kur-
dische Frauen heute nicht nur für Frie-
den und die Anerkennung ihrer kurdi-
schen  Sprache  und  Kultur,  sondern 
auch  gegen  patriarchale  Unter-
drückung und für ein selbstbestimmtes 
Leben. Sichtbarster Ausdruck für die-
sen  Aufbruch  der  kurdischen  Frauen 
ist ihr Erfolg bei der letzten Kommunal-
wahl im Frühjahr 2009 in Kurdistan. 16 
Bürgermeisterinnen wurden gewählt – 
mehr als in der gesamten übrigen Tür-
kei.  Auch  der  Parlamentsfraktion  der 
prokurdischen Partei des Friedens und 
der  Demokratie  (BDP)  gehören  pro-
zentual  deutlich  mehr  Frauen  an  als 
den  Fraktionen  der  regierenden  isla-
misch-konservativen  Partei  für  Ge-
rechtigkeit und Aufschwung (AKP), der 
faschistischen  Partei  der  Nationalisti-
schen  Bewegung  (MHP),  aber  auch 
der  kemalistischen  Republikanischen 
Volkspartei  (CHP),  die  verbal  immer 
wieder für die Rechte der Frauen ein-
tritt.

Kommunale Modelle für 
umfassende Frauenrechte 
Die  wirtschaftliche  Abhängigkeit 

vieler  Frauen  von  Ehemännern  oder 
Vätern ist ein Hindernis für ihre weitere 
Emanzipation  in den kurdischen Lan-
desteilen.  Die  Frauenbewegung  hat 
daher  die  Initiative  zum  Aufbau  von 
Frauenkooperativen  ergriffen,  die 

Frauen  sozial,  ökonomisch,  kulturell 
und politisch fördern sollen. In Nusay-
bin,  Van,  Diyarbakir,  Kiziltepe,  Urfa, 
Dogubeyazit und weiteren Kommunen 
sind bereits  solche Kooperativen ent-
standen.  Sie  bieten  Frauen eine  von 
Männern  unabhängige  Erwerbstätig-
keit und fördern ihre kulturelle Entwick-
lung durch Selbstorganisation und die 
Gewährung von Freiräumen außerhalb 
ihrer Wohnungen und Familien. Einige 
der Frauenkooperativen bestehen aus 
Handwerksbetrieben,  in  denen  bei-
spielsweise traditionelle Gewänder ge-
fertigt  werden.  In  anderen  Kooperati-
ven befinden sich Bäckereien und Re-
staurants.  Die Organisation ist kollek-
tiv, es gibt Einheitslöhne. Lehrerinnen 
bieten Bildungskurse an. Die Angebote 
reichen  von  Alphabetisierungs-  und 
Computerkursen  über  Hausarbeits- 
und  Erziehungstips,  medizinische 
Ratschläge bis hin zu Selbstfindungs-
kursen, in denen die Frauen ihre eige-
ne Stellung in der Gesellschaft erken-
nen und kritisch zu hinterfragen lernen. 
Auch psychosoziale  Hilfe  gibt  es.  Zu 
einigen Kooperativen gehören Wasch-
häuser,  die  besonders  von  ärmeren 
Familien für das Reinigen und Repa-
rieren  ihrer  Wäsche  genutzt  werden. 
Angesichts der wirtschaftlichen Unter-
entwicklung und massiver Arbeitslosig-
keit in Kurdistan sind solche Frauenko-
operativen  nur  ein  Tropfen  auf  dem 
heißen Stein. Doch diese Projekte ver-
stehen sich als Modell  für ein besse-
res, freieres Leben. Weitere Kooperati-
ven sind im Gespräch, und die schon 
bestehenden besitzen große Ausstrah-
lung auf die Gesellschaft.

Ein besonderes Geschenk zum In-
ternationalen  Frauentag  machten  die 
von  der  prokurdischen  Linkspartei 
BDP  regierte  Kommunalverwaltung 
und Bürgermeisterin Ayse Gökkan von 
Nusaybin  im  Jahre  2010:  Sie  unter-
zeichneten ein Abkommen über Frau-
enrechte  und  wirtschaftliche  Rechte 
der  Frauen  in  den  Kommunalverwal-
tungen der Gemeinden Kiziltepe,  Nu-
saybin,  Mazidagi,  Derik und Dargecit. 
Das Abkommen sieht die Verurteilung 
von  männlichen  Kommunalarbeitern 
vor,  die  häusliche  Gewalt  ausüben 

oder Kopfgeld, das der Bräutigam der 
Familie der Braut zahlt, annehmen. Im 
Abkommen heißt es, dass »männliche 
Arbeiter,  die  Kopfgeld  annehmen, 
Töchter  nicht  zur  Schule schicken, in 
Vielehe leben oder in der Familie Ge-
walt ausüben«, ihres Amtes enthoben 
werden. Memduh Öztürk von der Ge-
werkschaft der Kommunalangestellten 
hofft,  »dass  das  Abkommen  einen 
wichtigen Effekt auf das Ende der Aus-
grenzung von Frauen und hinsichtlich 
ihrer Rechte in der Gesellschaft« ha-
ben  wird.  »Um  den  vorherrschenden 
sozialen Problemen in dieser Region, 
wie Gewalt gegen Frauen und Töchter, 
die nicht zur Schule geschickt werden, 
entgegenzuwirken,  wollen  wir  dieses 
Abkommen umsetzen.« 

Zahlreiche weitere von der BDP re-
gierte kurdische Kommunen haben in-
zwischen  derartige  Beschlüsse  ge-
fasst. Als Strafen für Männer, die ihre 
Frauen  schlagen,  ist  unter  anderem 
vorgesehen,  einen  Teil  ihres  Lohnes 
direkt an ihre Frauen auszuzahlen. Im 
Wiederholungsfall kann ein Mann auch 

seine Stelle bei der Kommune verlie-
ren, dafür wird für die Frau ein eigenes 
Auskommen gesucht, wie Bürgermeis-
terin Gökkan uns berichtete.

Rätedemokratie nach 
Kommunalwahlsiegen 
Die  Weichen  für  die  Umsetzung 

solcher  Projekte  zur  Frauenbefreiung 
wurden  2009 gelegt.  Bei  der  damali-
gen  Kommunalwahl  wurde  die  inzwi-
schen  verbotene  prokurdische  Partei 
für  eine  Demokratische  Gesellschaft 
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(DTP) zur stärksten Kraft in den kurdi-
schen Landesteilen vor der islamisch-
konservativen  AKP von Ministerpräsi-
dent Recep Tayyip Erdogan. Die DTP 
eroberte damals rund 100 Bürgermeis-
terämter.  Dieser  Kommunalwahlsieg 
war die Voraussetzung für die Umset-
zung eines Programms der »demokra-
tischen Autonomie«, wie die kurdische 
Bewegung ihr Ziel benennt. Nicht mehr 
ein eigener Staat, wie noch Anfang der 
1990er Jahre, oder eine klassische Fö-
deration  oder  Autonomie  ist  das  Ziel 
der  kurdischen  Bewegung,  sondern 
eine  weitgehend  basisdemokratische 
Selbstorganisation  der  kurdischen 
Kommunen,  wobei  Frauenrechte  be-
ziehungsweise Geschlechtergerechtig-
keit  sowie  Ökologie  tragende  Säulen 
der angestrebten Rätedemokratie sind. 

Staatsterror gegen 
kommunale Aktivisten
Doch schon wenige Wochen nach 

der  Kommunalwahl  setzte  eine  bei-
spiellose  Verhaftungswelle  gegen an-
gebliche  Mitglieder  der  Union  der 
Kommunen Kurdistans  (KCK) ein,  ei-
nem Dachverband der verbotenen Ar-
beiterpartei  Kurdistans  PKK.  In  den 
letzten eineinhalb Jahren wurden rund 
8.000 kurdische Politiker  und  Aktivis-
ten festgenommen. Etwa 4.000 von ih-
nen befinden sich noch immer in Un-
tersuchungshaft. Im Schnitt kommt es 
täglich zu acht Festnahmen kurdischer 
Aktivisten. Betroffen sind 15 amtieren-
de  Bürgermeisterinnen  und  Bürger-
meister,  mehrere  ehemalige  Bürger-

meister, zahlreiche Stadträte und Par-
teivorstände,  aber  auch  Journalisten 
und  Anwälte,  Menschenrechts-  und 
Frauenaktivistinnen  sowie  Gewerk-
schafter.  Sechs  im  Juni  für  die  DT-
P-Nachfolgepartei  BDP ins Parlament 
gewählte  Abgeordnete  befinden  sich 
weiterhin  in  Haft.  Einem  von  ihnen, 
dem von 78.000 Menschen in Diyarba-
kir  direkt  gewählten  Hatip  Dicle,  der 
bereits in den 1990er Jahren aus dem 
Parlament heraus verhaftet  und lang-
jährig inhaftiert wurde, raubte die Re-
gierung sogar sein Abgeordnetenman-
dat.

Keinem der wegen Unterstützung, 
Mitgliedschaft  oder  gar  Rädelsführer-
schaft  in  einer terroristischen Vereini-
gung  –  gemeint  ist  die  KCK  bezie-
hungsweise PKK – angeklagten Politi-

ker oder zivilgesellschaftlichen Aktivis-
ten wird eine Gewalttat oder der Besitz 
einer Waffe vorgeworfen. Vorgeworfen 
wird ihnen vielmehr der Aufbau rätede-
mokratischer  Selbstverwaltungsstruk-
turen in den Kommunen, das Eintreten 
für  eine  politische  Lösung  der  kurdi-
schen Frage durch Dialog mit allen Be-
teiligten,  ihr  Engagement  gegen  um-
weltzerstörerische  Staudammbauten 
und der Einsatz für eine Geschlechter-
gerechtigkeit  und  eine  Frauenquote. 
Auch  Bürgermeisterin  Gökkan  wird 
von der türkischen Bürokratie und Jus-
tiz mit Anklagen verfolgt, weil  sie sich 
für die Frauenrechte engagiert.

Aufgrund der Massenverhaftungen, 
die sich nach der Parlamentswahl  im 
Juni  2011,  bei  der  der  prokurdische 

Linksblock 36 Direktmandate eroberte, 
noch  einmal  intensiviert  haben,  spre-
chen  kurdische  Politiker  von  einem 
»politischen  Genozid«.  Anfang  No-
vember machte Erdogan erneut deut-
lich,  dass die Verhaftungen weiterge-
hen werden. Der Aufbau eines Paral-
lelstaates werde nicht geduldet, so Er-
dogan.  Mit  Parallelstaat sind offenbar 
nicht  nur  neu  geschaffene  Elemente 
von Basisdemokratie gemeint, sondern 
schon  die  Wahl  von  Bürgermeistern 
und Abgeordneten, die nicht der AKP 
angehören.

Repression auch gegen 
türkische Intellektuelle
Inzwischen wurde die Verhaftungs-

welle auf türkische Akademiker und In-
tellektuelle ausgedehnt, die solidarisch 
mit der kurdischen Bewegung sind. So 
wurden  der  Verleger  und  Menschen-
rechtsaktivist  Ragip Zarakolu und die 
Universitätsdozentin und Verfassungs-
rechtlerin Büsra Ersanli verhaftet, weil 
sie  an  Parteischulen  der  BDP unter-
richtet hatten. Auch dies wird als PKK-
Unterstützung  ausgelegt.  Zarakolu 
sollte wenige Wochen später auf Einla-
dung des PEN-Zentrums in Köln zum 
Thema »Meinungsfreiheit  in  der  Tür-
kei?«  sprechen.  Die  Verhaftung  der 
Verfassungsrechtlerin  Ersanli,  die  die 
BDP  im  Verfassungsausschuß  des 
Parlaments vertreten sollte, zeigt,  wie 
wenig ernst die Ankündigung des Mi-
nisterpräsidenten Erdogan zu nehmen 
ist, die kurdische Frage im Parlament 
zu lösen. Eine Mitsprache der Kurden 
bei  der  Ausgestaltung  einer  neuen 
Verfassung, die die alte noch von der 
Militärjunta  1982  eingesetzte  Verfas-
sung ersetzen soll, ist von der AKP of-
fensichtlich nicht erwünscht.

Kaum einer der Tausenden Gefan-
genen  wurde  bislang  verurteilt.  In 
Diyarbakir läuft seit Oktober 2010 ein 
Schauprozeß  gegen  150  kurdische 
Politiker, darunter ein Dutzend Bürger-
meister. Die Angeklagten werden von 
Militärpolizisten  bewacht.  Ihnen ist  es 
verboten, sich in ihrer kurdischen Mut-
tersprache zu verteidigen. Die Richter 
bezeichnen das Kurdische als »unbe-
kannte Sprache«.

Die Hoffnung auf eine friedliche Lö-
sung  der  kurdischen  Frage,  die  es 
nach  dem  Wahlerfolg  des  prokurdi-
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schen Linksblocks bei der Parlaments-
wahl  im Juni  gab,  hat  sich durch die 
fortgesetzten  Massenverhaftungen 
und  eine  Intensivierung  des  Krieges 
gegen die PKK zerschlagen.

Staatsterror mit Luftwaffe 
und Giftgas 
Seit  Mitte  August  fliegt  die  türki-

sche Luftwaffe wieder verstärkt Luftan-
griffe auf Ziele im Nordirak. Nicht nur 
mutmaßliche PKK-Stellungen sind be-
troffen, sondern auch zivile Infrastruk-
tur. Wie in den 1990er Jahren mussten 
Bauern aus ihren Dörfern fliehen und 
in Flüchtlingslager gehen. Im Oktober 
kam es zu einer großangelegten PKK-
Vergeltungsaktion  für  einen  solchen 
Luftangriff,  bei dem mehrere Guerilla-
kommandanten getötet worden waren. 

Dutzende türkische Soldaten starben, 
als  Hunderte  Guerillakämpfer  Armee-
stützpunkte  im  irakisch-türkischen 
Grenzgebiet  angriffen. Die Rache der 
Armee war grausam. 35 Guerillas star-
ben durch den Einsatz von internatio-
nal geächteten chemischen Waffen im 
Kazan-Tal.  Den Angriff  befehligte  der 
neue türkische Generalstabschef Nec-
det Özel, der bereits 1999 einen Gift-
gasangriff auf PKK-Kämpfer zu verant-
worten hatte.

Der  »kurdische  Frühling«,  der 
schon  lange  vor  dem  »arabischen 
Frühling« begann, wird auch mit Pan-
zern  aus  Deutschland  niedergewalzt. 
Doch  Bundesregierung  und  Europäi-
sche  Union  ermutigen  dieses  Vorge-
hen  durch  Waffenlieferungen  an  die 

Türkei,  eigene  Terrorlisten  und  das 
PKK-Verbot  in  Deutschland.  Der Hin-
tergrund  ist  geostrategischer  Art.  Die 
Türkei  und besonders die  kurdischen 
Landesteile  sind  eine  Energiedreh-
scheibe für den Westen. Von hier soll 
die Nabucco-Gaspipeline nach Europa 
führen,  die  von  russischen  Gasliefe-
rungen unabhängig machen soll.  Und 
in  der  kurdischen  Osttürkei  wird  nun 
auch eine Komponente des vor allem 
gegen den Iran, aber auch gegen Ruß-
land  gerichteten  NATO-Raketenab-
wehrsystems errichtet. Für die Profite 
des  westlichen  Kapitals  werden  die 
Menschenrechte der Kurden geopfert.

Der Artikel  erschien zuerst in der  Zeit-
schrift Ossietzky Nr. 25/2011 unter dem 
Titel „Frauen in Kurdistan“.

Das kurdische Referendum
In ihre Dörfer können viele schon deshalb nicht zurück, 

weil dort die „Dorfwächter“ das Kommando (samt Äckern, 
Häusern, Vieh) übernommen haben. Grundidee des Dorf-
wächtersystems war es, einen Keil in die kurdische Gesell-
schaft  zu  treiben, indem man einen Teil  dafür bezahlte, 
den  anderen  zu  überwachen.  Laut  staatlichen  Angaben 
gibt es bis zu 83.000 Dorfwächter. [...]

Systematisch versucht der türkische Staat zudem, die 
kurdischen Sprachen (Kurmanci und Zazaki) auszutrock-
nen,  die Muttersprache von etwa zwölf  Millionen Bürger 
des Landes. 

Zwar gibt es seit 2009 kurdischsprachige staatliche ra-
dio- und Fernsehsender, doch sie stellen vor allem einen 
Versuch Ankaras dar, der PKK-Propaganda entgegen zu 
wirken. Keinesfalls gehe es darum, die kurdische Sprache 
zu  stärken.  Bezeichnend  ist,  dass  Kinderprogramme  in 
kurdischer Sprache im Fernsehen und im Radio verboten 
sind. Ein Sender, der es wagt,  Kinderprogramme auszu-
strahlen,  riskiert  seine Schließung.  Auch an Schulen  ist 
Kurdisch weiterhin verboten, nur in privaten Kursen darf es 
unterrichtet werden. 

Quelle: FAZ vom 5.01.2012

Das Jahr 2011 endete blutig in der Türkei. Bei einem 
Angriff  türkischer  Kampfflieger  im  Grenzgebiet  zum  Irak 
wurden 35 Zivilisten getötet – versehentlich, wie Militär und 
Regierung in  Ankara  versicherten.  Das  Militär  habe  auf-
grund einer nachrichtendienstlichen Panne eine Bande von 
Schmugglern, die aus dem Irak in ihre Heimatdörfer in der 
Türkei zurückkehrten, eine eine Einheit der kurdischen Ter-
rorgruppe PKK gehalten.  Die Regierung hat eine Aufklä-
rung des Falls zugesagt. Ob sie Wort hält, ist allerdings al-
les andere als sicher. [...]

Laut statistischen Angaben gibt es in der Türkei 1,2 Mil-
lionen Binnenflüchtlinge,  die  vor  dem türkisch-kurdischen 
Bürgerkrieg aus ihren Dörfern in Städte flüchten mussten 
beziehungsweise  dorthin  vertrieben  wurden.  Menschen-
rechtsorganisationen geben an, es handele sich sogar um 
bis zu drei Millionen Flüchtlinge. Sie haben Äcker, Häuser, 
Vieh und damit ihren Lebensinhalt verloren. In den Städten 
bilden ihre Kinder das Reservoir, aus dem sich die PKK be-
dient, um neue Terroristen anzuwerben. 

Vorlage eines Modellentwurfes für ein 
Demokratisches Autonomes Kurdistan 
Auszug aus dem Vorwort von Prof. Dr. Norman Paech

Die kurdische Bevölkerung hat das von DTK (Kongress 
für eine demokratische Gesellschaft) und BDP (Partei für 
Frieden  und  Demokratie)  vorgelegte  Lösungsmodell  mit 
großer Begeisterung angenommen.  Demokratische Auto-
nomie strebt an,  die Republik zu demokratisieren, indem 
die  starre  Nationalstaatsmentalität,  die  auch  für  die  Ge-
samtgesellschaft  der  Türkei  zu  einer  Last  geworden  ist, 
verändert wird,  bis sie kein Hindernis mehr für die politi-
sche, soziale, wirtschaftliche und kulturelle Entwicklung der 
Völker  darstellt.  Somit  ist  die  demokratische  Autonomie 
verlängerter Ausdruck der demokratischen Republik Türkei 
in Kurdistan. [...]

Quelle: ISKU, Informationsstelle Kurdistan e.V.
 - www.isku.org

Der Demokratische Gesellschaftskongress hat ein Pro-
jekt vorgeschlagen, mit dem das Zusammenleben des tür-
kischen und kurdischen Volkes in der Türkei auf demokra-
tischer Basis neu organisiert und damit friedlich gestaltet 
werden soll. Das Konzept „Demokratische Autonomie“ ver-
steht sich als ein Vorschlag zur Demokratisierung der ge-
samten  Türkei.  Kernelement  soll  eine  neue  Verfassung 
sein, die dem kurdischen Volk die gleichen Lebensrechte, 
den gleichen politischen Status und die gleichen ökonomi-
schen, sozialen und kulturellen Möglichkeiten wie dem tür-
kischen Volk einräumt.  [...]
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   Widerstand in Afghanistan: Nicht nur Taliban - auch zivil
von Malalai Joya (deutsche Übersetzung ihres aktualisierten Redebeitrages auf dem 18. Friedensratschlag) 

In unserem Land besitzt traditionell 
und die Loya Jirga große Bedeutung, 
aber unglücklicherweise ist diese Insti-
tution  in  den  letzten  Jahren  infiziert 
und missbraucht worden vom Funda-
mentalismus und der Besatzung. Dort 
versammeln sich von staatlicher Seite 
ausgesuchte Männer und Frauen. Was 
immer sie  beschließen:  Es dient  den 
Interessen  des  Marionettenregimes 
und seiner ausländischen Herren aber 
nie dem Wohl meines Volkes.

Am  ersten  Tag  der  Loya  Jirga 
sprach Karzai ungeniert über eine stra-
tegische  militärische  Übereinkunft  mit 
den  USA und  anderen  Mächten  und 
forderte  die  Teilnehmer  zu  deren  An-
nahme auf. Unabhängig von daran ge-
knüpften Bedingungen handelt es sich 
hierbei für mich um eine das afghani-
sche Volk versklavende Vereinbarung. 
Und jegliche Verträge, die die Interven-
tion fremder Staaten erlaubt, sind inak-
zeptabel für das afghanische Volk und 
die demokratischen Kräfte in unserem 
Land.  Durch  diese  Jirgas  soll  diese 
verräterische Politik unter gut klingen-
den Bezeichnungen  verkauft  und  de-
ren  Resultate  den  Schultern  der  un-
schuldigen  Bevölkerung  aufgebürdet 
werden. So lange wir eine militärische 
US-Präsenz in Afghanistan haben, so 
lange  haben  wir  keine  wahre  Unab-
hängigkeit;  und  in  einem  Land  ohne 
Unabhängigkeit  ist  das  Gerede  über 
Demokratie,  Menschen-  und  Frauen-
rechte  und  soziale  Gerechtigkeit  nur 
ein schlechter Scherz.

Bei  der  Konferenz  in  Bonn  am 
5.12.2011  handelt  es  sich  nun  um 
einen  erneuten  schmerzhaften  Ver-
such mit  dem Schicksal  unseres Vol-

kes zu spielen. Diese Konferenz unter-
scheidet sich nicht von ihrem Vorgän-
ger; bestehend aus Kriegsherren, Dro-
genbaronen  und  westlichen  Techno-
kraten. Die Bevölkerung setzt keinerlei 
Hoffnung auf derartige Treffen, da sie 
lediglich  die  verschworenen  Feinde 
des afghanischen Volkes vereinen, die 
Besatzung legitimieren und die US-Mi-
litärbasen erweitern.

Wenn die  wirklichen Vertreter des 
Volkes auf dieser Konferenz gewesen 
wären, dann hätten sie die bittere Rea-
lität  thematisieren,  dass  Afghanistan 
mittlerweile  das  Drogenzentrum  der 
Welt  geworden ist,  in  dem seit  2001 
die Opium-Produktion um 4400% ge-
steigert worden ist, eine Folge der US-
Politik, die eine Spezialisierung Afgha-
nistans auf Drogenherstellung bewirkte 
mit  jährlichen  Milliardengewinnen  , 
während  gleichzeitig  die  Leben  der 
Menschen  zerstört  werden.  Ich  per-
sönlich  halte  Opium  für  gefährlicher, 
weil  zerstörerischer für die Leben der 
Menschen, als Al-Kaida ,  Terrorismus 
und Krieg. 

Sie hätten ferner zu thematisieren: 
Die Massaker, das Bombardieren von 
Hochzeitsfeiern,  die  Verwendung  von 
Streubomben  und  weißem  Phosphor 
durch US/NATO-Kräfte, die unter dem 
Namen  des  sogenannten  Kriegs  ge-
gen den Terror zehntausende unschul-
diger Zivilisten töteten.

Ein weiteres Thema wären die ka-
tastrophale  Situation  der  Frauen,  die 
sich  täglich  verschlimmert  mit  rapide 
ansteigenden  Fällen  von  Vergewalti-
gungen,  Entführungen,  Tötungen, 
Selbstverstümmelungen,  Säureatta-
cken und häuslicher Gewalt. Afghanis-
tan ist  mittlerweile  laut  einem Bericht 
von UNIFEM für eine Frau der gefähr-
lichste Platz der Welt.

Sie  hätten  die  ständige  schreckli-
che und gefährliche  Korruption  in  Af-
ghanistan thematisiert. Nach offiziellen 
Statistiken  sind  55  Mrd.  US-Dollar 
ausgegeben  worden  zum  Wiederauf-
bau Afghanistans, aber der größte Teil 
des Betrags wurde geplündert von den 
Kriegsherren,  Drogenbaronen  sowie 
nationalen und internationalen NGO. 

Malalai Joya ist eine afghanische Poli-
tikerin aus der im Westen des Landes lie-
genden Provinz Farah. Sie erhielt bei der 
Wahl im September 2005 die zweithöchs-
te Anzahl an Stimmen in ihrer Provinz und 
ist  seitdem  die  jüngste  Parlamentarierin 
Afghanistans.

Malalai Joya ist die Tochter eines frü-
heren  Medizinstudenten,  der  im  Kampf 
gegen die sowjetische Armee einen Fuß 
verlor.  Malalai war vier  Jahre alt,  als sie 
und ihre Familie 1982 in den Iran und spä-
ter nach Pakistan flohen, wo sie die Schu-
le abschloss. Nach dem Rückzug der so-
wjetischen Armee kehrte Joya 1998, wäh-
rend der Herrschaft der Taliban, nach Af-
ghanistan  zurück.  Erst  19 Jahre alt,  be-
gann sie Kurse für Lesen und Schreiben 
für  andere  Frauen zu  geben.  Außerdem 
gründete sie 2001 ein Waisenhaus sowie 
ein Krankenhaus. Sie ist Geschäftsführe-
rin der Nichtregierungsorganisation "Orga-
nisation  of  Promoting  Afghan  Women's 
Capabilities" (OPAWC) in den westafgha-
nischen Provinzen Herat und Farah.

Malalai Joya ist verheiratet.
Im  Dezember  2003  forderte  Malalai 

Joya  vor  der  großen  Ratsversammlung 
(Loya Jirga) die Strafverfolgung der eben-
falls  im  Parlament  sitzenden  kriminellen 
Warlords und Drogenschmuggler, von de-
nen  mehrere  von  Human  Rights  Watch 
als Kriegsverbrecher eingestuft sind. Ge-
rade in Afghanistan, einem sehr stark pa-
triarchaisch geprägten Land, sind Frauen 
beinahe aus dem öffentlichen Leben aus-
geschlossen, dennoch hat Joya es zu ei-
ner  landesweit  bekannten Politgröße ge-
bracht. Aufgrund ihrer öffentlich geäußer-
ten  Kritik  gegen  Fundamentalisten  und 
Warlords erhielt  sie in der Folge zahlrei-
che  Morddrohungen.  Sie  trägt  daher  in 
der  Öffentlichkeit  stets  eine  Burka  und 
wird von 12 Personenschützern begleitet. 
Bisher hat Joya bereits vier Mordversuche 
überlebt.

Am 21. Mai 2007 wurde Joya von der 
großen Mehrheit des afghanischen Parla-
mentes eine dreijährige Sperre auferlegt. 
Weiterhin wurde ein Gerichtsverfahren ge-
gen sie eingeleitet  und ihre Reisefreiheit 
beschränkt, so dass sie sich nicht unge-
hindert  innerhalb  und außerhalb  von Af-
ghanistan bewegen kann.

Quelle: Wikipedia.de
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Afghanistan ist zur Zeit das zweit-kor-
rupteste Land der  Welt  und das korrup-
teste in unserer eigenen Geschichte.

Anstatt  über  die  Überwindung die-
ser  Katastrophen zu  reden,  will  diese 
verräterische Regierung in Verhandlun-
gen – unter der Bezeichnung „friedliche 
Aussöhnung“  – treten mit  den Taliban 
und  Gulbuddin  Hekmatyar,  in  denen 
terroristische Gruppen wie die Nordalli-
anz  den  Taliban  und  Hekmatyar  eine 
Machtteilung  anbieten  -  mit  zu  erwar-
tenden  blutigeren  und  tragischen  Fol-
gen. Egal ob zwischen ihnen  Frieden 
oder Krieg herrscht, die Menschen, ins-
besondere  die  Frauen  werden  Opfer 
sein.  Und für die USA spielt  es dabei 
keine  Rolle,  ob  eine  noch korruptere, 
mafios  gesteuerte  und  schmutzigere 
Regierung als die jetzige an die Macht 
kommt und Afghanistan ein rückständi-
ges Land bleibt.  Der  Westen hat sich 
bei der Lösung von Krisen in Afghanis-
tan immer auf die brutalsten, kriminells-
ten und primitivsten Banden gestützt. 

Es  kann  doch  niemand  ernsthaft 
glauben, dass eine Supermacht mit ei-
nem massiven Militärapparat und hoch-
entwickelter Waffentechnologie nicht in 
der Lage ist, eine kleine mittelalterliche 
und ungebildete Gruppe wie die Taliban 
zu besiegen. Aber in der Tat werden die 
Taliban sogar indirekt von der US-Re-
gierung unterstützt, nämlich durch Pa-
kistan und den Iran.

Die  USA  und  NATO  sagen  uns, 
dass sie sich aus Afghanistan bis Mitte 
2014  zurückziehen  werden,  wobei  es 
sich  aber  um  eine  Lüge  handelt  und 
womit  die  eigene  Bevölkerung  zum 

Narren gehalten wird. Wir wissen, dass 
die USA und ihre Verbündeten aus ei-
genem Interesse hier sind. Und selbst 
wenn sie eine afghanische Armee und 
Polizeitruppe aufbauen, so lediglich um 
sie als Kanonenfutter und zur Verringe-
rung ihrer eigenen Verluste zu verwen-
den. Sie wollen Afghanistan in ihre Mili-
tär- und Aufklärungsbasis in Asien ver-
wandeln, womit die Heuchelei der US-
Regierungspolitik klar erkennbar wird.

Ich glaube, dass die einzige Lösung 
für Afghanistan in einem Rückzug der 
ausländischen Truppen liegt, weil deren 
Anwesenheit  –  die  die  reaktionärsten, 
brutalsten und finstersten Kräfte in un-
serem Land stärkt, die gleichzeitig die 
größten Hindernisse für demokratische 
Kräfte darstellen – unseren Kampf für 
Gerechtigkeit so viel schwerer macht. 

Nun sagen einige, dass die Taliban 
wieder an die Macht kommen könnten 
und ein  Bürgerkrieg  entstehen würde. 
Ich aber glaube, dass mein Volk, trotz 
seiner  Verwundungen,  erschöpft  und 
ohne viel Hoffnungen nach all den Krie-
gen, dennoch beharrlich bis zum Sieg 
gegen Kriegsherren und Taliban kämp-
fen wird, und zwar aufgrund des Has-
ses. den sie auf diese empfinden. 

Die Geschichte lehrt uns, dass die 
Völker sich nur selbst befreien können. 
Und ich hoffe, dass eines Tages auch 
Afghanistan glorreiche Aufstände wie in 
den Ländern des Nahen Ostens gegen 
fundamentalistische Diktatoren erleben 
wird, wie wir sie bereits jetzt als kleine-
re Aufstände in  den Provinzen Kunar, 
Takhar,  Nangarhar,  Paktia,  Logar  und 
Ghazni erleben, wo es Massaker durch 

US-Streitkräfte  gegeben  hat.  Dieses 
gibt uns Hoffnung .

Leider hat die Obama-Regierung ja 
den Krieg ausgeweitet, nicht nur in Af-
ghanistan,  sondern  auch  in  Pakistan 
und Jemen. In Libyen sind sie Hand in 
Hand mit Al Qaida gegen Gaddafi vor-
gegangen. Ich hoffe sehr, dass weltweit 
Menschen  ihre  Stimme  erheben  und 
das  libysche  Volk  nicht  alleine  lassen 
werden. 

In meinem Land gibt  es zwei  For-
men des Widerstandes. Einerseits der 
reaktionären Taliban, andererseits z.B. 
auch  Studenten  an  Hochschulen  und 
anderen Organisationen, die auch Wi-
derstand leisten. 

Eine solche Widerstandsgruppe ist 
z.B.  die  Afghan  Solidarity  Party,  die 
Protestdemonstrationen in  verschiede-
nen Orten des Landes organisiert hat.

Nach dem letzten Bomben-Massa-
ker in Helmand hat sie innerhalb von 5 
Stunden eine Protestdemosntration mit 
hunderten von Menschen auf die Beine 
gestellt.

Auf  Transparenten  steht  immer 
"USA raus aus Afghanistan". Man sieht 
keine  Transparente  wie  Italien  oder 
Deutschland raus aus Afghanistan, weil 
für  diese  Menschen  alle  Besatzer 
gleich sind, d.h. alle folgen nur der US-
Politik.  

Ich  möchte  alle  friedensliebenden 
Kräfte  bitten,  sich  mit  fortschrittlichen 
und demokratischen Kräften in meinem 
Land zusammen zu tun, denn sie brau-
chen Unterstützung und Solidarität.

Der Drogenweltmeister am Hindukusch
Der Rauschgiftanbau hat in Afghanistan keine Tradition. 

Er ist mit rund 30 Jahren sehr jung. Der Opiumanbau wur-
de hauptsächlich vom amerikanischen Geheimdienst CIA 
eingeführt.  [...] Amerika, vertreten durch die CIA, wollte mit 
dem Opiumanbau in Afghanistan ungefähr von 1980 an die 
Mudschahedin-Führer im Kampf gegen die sowjetische Be-
satzungsmacht über die dadurch zu erzielenden Gelder mit 
Kriegsmaterial versorgen. Der amerikanische „Vorteil“ be-
stand in der Schonung von Steuergeldern. Die Amerikaner 
wiederholten damit übrigens eine Strategie, die sie in den 
fünfziger Jahren in Burma und in den sechziger Jahren in 
Laos angewendet hatten. 

Während der anschließenden Herrschaft der Warlords 
und der folgenden der Taliban konnte sich die Drogenin-
dustrie ungestört weiterentwickeln, diente sie den Regimes 
doch als wichtige Einnahmequelle. 

Wohl auch wegen des internationalen Drucks verboten 
die Taliban unter Mullah Omar, Mitte 2000 die Produktion 
von Opiaten (nicht aber den Handel). Der Erfolg war fast 
vollständig. Die Produktion fiel nach Angaben der US-Dro-
genbehörde im Jahr 2001 auf nur noch 185 Tonnen, einen 
Bruchteil  der 3276 Tonnen des Vorjahres.  Ein einmaliger 
Weltrekord in der Drogenbekämpfung. [...]

Quelle: FAS vom 27.11.2011
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   Russland: Zivilgesellschaft contra gelenkte Demokratie
von  Kai Ehlers, Journalist, Hamburg 

     

Nach der Duma-Wahl:
Neue Konstellationen
Rußland  hat  gewählt.  Eine  neue 

Duma  wird  zusammentreten.  In  ihr 
wird  die  „Partei  der  Macht“,  Einheitli-
ches Rußland, die Partei Medwedews 
und  Putins  mit  238  von  250  Sitzen 
zwar  noch  die  absolute  Mehrheit  ha-
ben. Ein Weiter-So auf einem von ei-
nem  willigen  Parlament  abgestützten 
Tandem, auf dem Medwedew und Pu-
tin nach Belieben die Plätze tauschen, 
wird es dennoch nicht geben. Der Ver-
such,  über  Druck  auf  die  Dumawahl 
den  Abwärtstrend  der  „Partei  der 
Macht“  aufzuhalten,  verwandelte  sich 
in Massenproteste gegen das „System 
Putin“. Die KPRF hat auf fast das Dop-
pelte,  auch  „Gerechtes  Rußland“  und 
die  Partei  Schirinowskis  haben  Stim-
men zugelegt. Die bisher unangefoch-
tenen  Macher  der  „gelenkten  Demo-
kratie“  sehen  sich  gezwungen,  über 
neue Koalitionen in der Duma nachzu-
denken und Wege zur Integration der 
jetzt aufgebrochenen  Proteste zu fin-
den.

Dieses  zeigt,  dass  die  russische 
Gesellschaft  wieder  in  Bewegung 
kommt, nachdem sie sich in den letz-
ten  Jahren  allen  Liberalisierungsan-
kündigungen  Medwedews  und  auch 
Putins zum Trotz  in  den Fesseln der 
autoritären  Modernisierung  der  Nach-
Jelzin-Ära  gefangen  blieb.  Von  „Ara-
bellion“,  „weißer  Revolution“  und der-
gleichen zu reden, wie man es in west-
licher und westlich orientierter Presse 
nach den Massenprotesten vom 10.12. 
2011  lesen  konnte,  dürfte  allerdings 
nicht  nur  verfrüht,  sondern  überhaupt 
sinnlos  sein.  Förderlicher  als  solche 
Spekulationen anzustellen, ist es zwei-
fellos, die aktuellen Vorgänge im Detail 
zu  analysieren  und  vor  dem  Hinter-
grund der langen Wellen der Perestroi-
ka anzuschauen. 

Wahlfälschungen 
in welchem Umfang?
Beginnen  wir  mit  der  Wahl:  „Ge-

fälscht“ wurde schon immer, das heißt, 
seit  im  nach-sowjetischen  Rußland 
sog.  freie  Wahlen  eingeführt  wurden. 
Basis möglicher Einflußnahmen waren 
die  traditionellen  Kollektive,  betriebli-
che, kommunale und dörfliche Struktu-
ren,  in  denen  politische  Meinungsbil-
dung und –äußerung noch immer patri-
archaler Aufsicht stattfindet. Bei frühe-
ren Wahlen,  in  denen die  „Partei  der 
Macht“  sich  im  Aufwind  befand,  hat 

sich  nur  niemand  außer  den  kleinen 
Parteien  darum bekümmert.  Ihre Kla-
gen blieben ohne Widerhall in der Be-
völkerung.  Nach Umfragen russischer 
Meinungsforschungsinstitute,  interes-
sieren sich 56% der Bevölkerung oh-
nehin  nicht  für  die  Duma-Wahlen. 
Selbst  bei  politisch Interessierten gal-
ten  die  Wahlen  zur  Duma bisher  als 
Vorgeplänkel  zu  der  „eigentlichen“ 
Wahl,  der  Wahl  des  Präsidenten  im 
darauf folgenden Frühjahr. 

Besondere  Bedeutung  wuchs  den 
diesjährigen Wahlen in Rußland durch 
die „bunten Revolutionen“ in den arabi-
schen  Ländern  zu.  Sie  aktualisierten 
die  Reihe  der  „bunten  Revolutionen“, 
die sich alle an vermeintlichen oder tat-
sächlichen  Wahlfälschungen  entzün-
deten. Die letzte  dieser Revolutionen, 
die  „orangene“  in  der  Ukraine  2004 
wirkte  eindeutig  und  nachgewiesener 
Maßen  als  Instrument  US-amerikani-
scher  Intervention  in  den  geopoliti-
schen Raum hinein, den Rußland ge-
nerell als seine Einflußsphäre definiert. 

Eine  Eurasische  Union,  die  Putin 
jetzt zu seinem Programm erklärt hat, 
ist  aber  ohne die  Ukraine nicht  reali-
sierbar. Hier sind die verdeckten Kon-
frontationslinien, die auch in die russi-
sche Innenpolitik  hineinwirken,  für  je-
den erkennbar  deutlich  gezogen.  Pu-
tins Vorwürfe, vom Ausland her werde 
versucht,  über  die  Wahl  in  Rußlands 
Innenpolitik einzugreifen, sind von hier 
aus zu beurteilen. Unter den genann-
ten Umständen ist  es  selbstverständ-
lich  bemerkenswert,  wie  unterschied-
lich die Wahlvorgänge in Rußland be-
wertet  wurden:  Die  Wahlbeobach-
tungsorganisation „Golos“ kam zu dem 
Ergebnis,  daß  diese  Wahlen  „weder 
frei noch fair“ verlaufen seien. Das be-
trifft nach den Erhebungen von „Golos“ 
sowohl  die  Vorwahlzeit  als  auch  die 
Wahlabläufe selbst.  Zu einer differen-
zierteren Bewertung kam die Wahlbe-
obachtung der OECD. Sie registrierte 
ebenfalls  Verstöße,  konstatierte  aber 
einen im Vergleich zu früheren Wahlen 
„verbesserten“  rechtlichen  Rahmen, 
erklärte,  die  Fernsehdebatten,  hätten 
eine „ausgeglichene Plattform für alle 
Kandidaten  zur  Verfügung  gestellt“ 
usw. 

Anzumerken ist noch, daß die tat-
sächlichen  amtlichen  Ergebnisse  der 
Wahlen  allen  möglichen  Manipulatio-
nen zum Trotz nur wenig von den am 
Wahltag  selbst  ermittelten  Hochrech-
nungen  abwichen.  Dieses  beweist 

selbstverständlich nicht,  daß es keine 
Fälschungen gegeben habe; sie gren-
zen jedoch die faktischen Erfolge der 
vermuteten Fälschungen ziemlich eng 
ein. 

Eine  große  Interpretationsbreite 
gibt  es  auch  für  die  Bewertung  der 
Maßstäbe,  nach  denen  die  unter-
schiedlichen  Wahlbeobachtergruppen 
vorgegangen  sind.  Was  tatsächlich 
bleibt, ist das Mißtrauen der Menschen 
gegenüber  der  herrschenden  Macht, 
der zugetraut  wird,  die  Wahlen mani-
pulieren zu wollen. In diesem Mißtrau-
en liegt der eigentliche Zündstoff. Da-
mit stellt  sich die nächste Frage: Wer 
ging  auf  die  Straße und mit  welchen 
Zielen? Waren die, die da auf Moskaus 
Plätzen und an einigen anderen Orten 
demonstrierten,  der  Kern  der  russi-
schen  Zivilgesellschaft,  wie  es  die 
westliche  und  westorientierte  Bericht-
erstattung  darstellt?  Und  wenn,  wel-
chen Charakter hat dieser Kern? 

50.000  Menschen  wie  aus  dem 
Nichts durch das Internet und system-
kritische Kleinstmedien mobilisiert,  die 
gerechte  Wahlen,  ein  Ende  der  Kor-
ruption,  Meinungsfreiheit  und generell 
eine Ende der „gelenkten Demokratie“ 
fordern – das läßt Vorstellungen einer 
außerparlamentarischen  Opposition 
nach westlichem Muster aufkommen. 

Neue Mittelklasse 
und rechte Parolen
Bei  genauem  Hinsehen  trübt  sich 

dieses schöne Bild aber bedauerlicher-
weise:  Zwar  war  das  Gesamtbild  der 
Züge von liberalen Forderungen nach 
Freiheit, nach Beendigung der Korrup-
tion,  nach  Rücktritt  Putins  bestimmt, 
das ist eine wichtige Botschaft für Ruß-
land – aber Freiheit für wen, Gerech-
tigkeit  für  wen,  Herrschaft  für  wen? 
Ersten  Analysen  westlicher  Beobach-
ter  nach  zu  urteilen  entstammte  die 
Mehrzahl der Demonstranten der „neu-
en Mittelklasse“ Rußlands. Presse und 
Bildmedien war zu entnehmen, daß so 
gut  wie  keine  sozialen  Forderungen 
auf den Plakaten und Spruchbändern 
der  Demonstranten  getragen  worden 
seien.  Einheimische  Moskauer  Beob-
achter berichten, man habe keine Ar-
beiter  auf  dem  Platz  gesehen.  Sie 
sprechen von einer Demonstration der 
Satten, also derer, deren Grundbedarf 
an Konsum gedeckt ist, die aber zum 
Konsum  jetzt  auch  das  Recht  auf 
Selbstverwirklichung  fordern.  So  wie 
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auf  Plakaten etwa zu  lesen war:  „Ich 
will mein Recht!“ 

Massenhaft  zu sehen waren  aber, 
neben den liberalen Forderungen, anti-
kaukasische,  nationalistische  Parolen 
und  Embleme  rechter  Gruppen.  Das 
gibt  zu denken, nicht  zuletzt  deshalb, 
weil auch die KPRF mit zu den Protes-
ten aufgerufen hatte. 

Einen besonderen Platz in der Ge-
schichte der rechten Ausleger der Po-
teste  nimmt  der  Blogger  Aleksei  Na-
walny ein.  In den Medien wird es als 
einer  der  wichtigsten  Organisatoren 
der Proteste und als Held des demo-
kratischen Opposition gefeiert. Im Ok-
tober  2011  trat  derselbe  Nawalny  in 
Moskau als Teilnehmer des diesjähri-
gen „russischen Marsches“ hervor, zu 
dem  sich  Rußlands  anti-kaukasische, 
nationalistische und offen faschistische 
Rechte  seit  Jahren  zusammenrottet. 
Unter  Losungen  wie  „Es  reicht  den 
Kaukasus zu füttern!“ hatte er selbst zu 
dem Marsch aufgerufen und dort gere-
det. In einem Video vergleicht er mili-
tante  Kaukasier  mit  Kakerlaken,  die 
anders als die Schabe nicht mit einer 
Fliegenklatsche  oder  einen  Pantoffel, 
sondern  nur  mit  einer  Pistole  zu  be-
kämpfen seien.

Nawalnys Rolle wirft auch die Fra-
ge  nach  den  übrigen  Organisatoren 
der Proteste auf. Diese Frage führt tief 
in das zerstrittene und zugleich um ihr 
gemeinsames  politisches  Überleben 
kämpfende Kader einer Opposition, die 
seit dem Niedergang der Liberalen am 
Ausgang der Jelzin Ära und nach de-
ren endgültigem Ausscheiden aus der 
Duma in  den Wahlen 2004 nur  noch 
ein  Ziel  kennt:  den  Sturz  Putins  und 

die  Wiedereinführung  jener  „Freihei-
ten“, die Putin nach Jelzin im Zuge der 
von  ihm  eingeleiteten  restaurativen 
Stabilisierungspolitik abschaffte. Spitze 
Zungen sprechen daher von einer Ver-
sammlung politischer Bankrotteure, die 
nur eines verbinde, das Scheitern ihrer 
liberalen Konzeptionen und ihr Haß auf 
Putin, der den Liberalismus der Jelzin 
Ära stoppte; ein über die Putin-Feind-
schaft  hinausführendes  gemeinsames 
Programm gebe es nicht.

Rußlands Zukunft:
Revolte oder Reformen?
Bleibt am Ende die Frage, ob aus 

den aktuellen Protesten eine allgemei-
ne Bewegung hervorgehen werde und 
was daraus für die Zukunft  Rußlands 
folgen könnte. Die Frage muß in dop-
pelter Weise beantwortet  werden:  Zu-
nächst Nein – es ist nicht zu erwarten, 
daß sich die Mehrheit der Bevölkerung 
mit  den  Protesten  verbindet,  auch 
wenn es jetzt noch weitere Demonstra-
tionen zur Wahl geben wird. Der Libe-
ralismus der Jelzintage ist  nicht  rück-
holbar;  zu  tief  sitzt  noch  der  Schock 
der  sozialen  und  politischen  Desinte-
gration jener Zeit. Zu tief ist inzwischen 
auch, trotz relativer Stabilisierung unter 
Putin  und  Medwedew,  die  Spaltung 
zwischen  den  besser  verdienenden 
und angenehmer lebenden Teilen der 
Bevölkerung und jenen,  die  noch im-
mer damit  beschäftigt  sind,  ihren Le-
bensstandard  über  der  Armutsgrenze 
zu halten. Für die Mehrheit der russi-
schen  Bevölkerung  steht  die  soziale 
Frage immer noch vor der politischen, 
das heißt, für sie ist soziale Sicherheit 
wichtiger  als  formale  Freiheit.  Anders 

und genauer gesagt: Für sie ist soziale 
Sicherheit Voraussetzung für ihre Frei-
heit. 

Andererseits  ist  eine  Generation 
von gut verdienenden Städtern und de-
ren Kindern herangewachsen,  die die 
Not  der  Transformationszeit  schon 
nicht mehr kennen oder gar nicht erst 
kennengelernt haben. Ihnen reicht die 
relative  Stabilität  der  Putinschen  Re-
stauration als Lebensperspektive nicht 
mehr aus, mehr noch und sehr proble-
matisch,  sie  sehen  ihren  relativen 
Wohlstand durch Einwanderer aus den 
ärmeren Teilen der Föderation und aus 
dem  Süden,  dem  Kaukasusus  und 
Zentralasien und andere n Einwande-
rern bedroht. 

Hier deutet sich eine politische Be-
wegung an, die bereit sein könnte, im 
Namen der Freiheit die eigenen Privile-
gien  gegen  ärmere  Teile  der  Gesell-
schaft und vor allem gegen Einwande-
rer zu verteidigen. Beispiele für solche 
Verwandlungen  des  Liberalismus  in 
eine  fremdenfeindliche,  rassistische, 
antiliberale Kraft sind aus Europa be-
reits  bekannt.  Diese  Tendenz  könnte 
auch Rußland erreichen. 

Das vorsichtige Agieren der Staats-
macht  gegenüber  den Protesten  vom 
10.12.  und  24.12.2011,  die   Signale 
Putins und Medwedews,  man sei  be-
reit  zu  neuen  Koalitionen,  lassen  er-
kennen, daß die herrschenden Kreise 
Rußlands die Gefahr des Auseinander-
driftens  der  Gesellschaft  erkannt  ha-
ben,  wenn es ihnen nicht  gelingt,  die 
Proteste in einen neuen gesellschaftli-
chen Konsens zu integrieren. 

Mehr Infos: www.kai-ehlers.de 

Unverhohlen – Alles für die Schwächung des Angstgegners Putin 

In den letzten Wochen vor der russischen Duma-Wahl 
vom 4. Dezember hatte es zahlreiche Anzeichen dafür ge-
geben, daß Washington über die Aussicht einer Rückkehr 
des  derzeitigen  Ministerpräsidenten  Wladimir  Putin  ins 
Präsidialamt  verärgert  war.  Mit  ihm  an  der  Spitze,  so 
meinte man, werde Rußland wieder härter als in den Jah-
ren der Präsidentschaft Dmitri Medwedews seine Interes-
sen gegen westliche Hegemoniebestrebungen in der Welt 
verteidigen. Zugleich stehe Putin für eine Politik der Festi-
gung  der  Kooperation  und  Koordination  mit  China,  und 
nicht zuletzt  wird von ihm erwartet,  daß er Washingtons 
neues  Mittelost-Projekt,  nämlich  die  US-Herrschaft  über 
die gesamte Region unter dem Mantel der »Demokratie-
bewegungen«  wieder  herzustellen,  torpediert.  Bei  den 
US-Versuchen, anläßlich der Duma-Wahl eine »bunte Re-
volution« zu inszenieren, gehe es daher nicht um Demo-
kratie,  sondern  um  die  Schwächung  des  Angstgegners 
Putin vor den Präsidentschaftswahlen am 4. März 2012.

In ihrer unverhohlenen Aufforderung an die lautstarken, 
aber  zahlenmäßig überschaubaren russischen oppositio-
nellen Kräfte, ihre Proteste zu verstärken, sahen Putin und 
Medwedew zu Recht eine unzulässige Einmischung Wa-
shingtons in die inneren Angelegenheiten Rußlands. [...]

Weiter beschuldigte Putin das US-amerikanische Au-
ßenministerium, in Rußland nach einem Aktionsplan vor-
gegangen zu sein und dafür Hunderte Millionen Dollar ein-
gesetzt zu haben. Zugleich deutete er an, daß der russi-
sche Nachrichtendienst handfeste Beweise für diese Be-
hauptungen  hat.  Zuletzt  kündigte  er  Gegenmaßnahmen 
an, nämlich neue Gesetze, die die subversiven Aktivitäten 
ausländischer »Demokratie«-Stiftungen verbieten und die 
Entgegennahme von Geld und Sachgütern von ausländi-
schen Organisationen zur Förderung politische Aktivitäten 
im Inland unter Strafe stellen. [...]

Quelle: junge Welt, 28. Dezember 2011 (Rainer Rupp)
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Von der Euro-Krise zur Krise der Demokratie
Interview mit Andreas Wehr, wissenschaftlicher Mitarbeiter der Fraktion der Vereinten Europäischen  
Linken/Nordisch Grüne Linke im EU-Parlament (Interview nach Workshop auf Friedensratschlag in Kassel) 

FJ: Von kritischen Ökonomen wer-
den die ökonomischen Ungleichge-
wichte im EU-Binnenmarkt als Ursa-
che der Euro-Krise gesehen. Wie kann 
man dieses Problem in wenigen Sät-
zen umschreiben?
Die EU ist geprägt von großen ökono-
mischen Ungleichgewichten. Hochpro-
duktive Industrien und Dienstleistungs-
unternehmen  in  Kerneuropa  stehen 
deutlich schwächeren in den Peripheri-
eländern  gegenüber.  Setzt  man  den 
Durchschnitt der Arbeitsproduktivität in 
der  EU  mit  100  an,  so  liegt  sie  in 
Deutschland bei 124 Prozent, in Grie-
chenland  und  Portugal  hingegen  nur 
bei 76 bzw. 65 Prozent. Ähnlich niedrig 
ist sie in den mittelost- und osteuropäi-
schen  Mitgliedsländern.  Mit  der  Ar-
beitszeit hat dies nichts zu tun. Im Ge-
genteil:  In  keinem  anderen  Land  der 
EU  wird  so  lange  gearbeitet  wie  in 
Griechenland.  Die  Wochenarbeitszeit 
beträgt dort 43,7 Stunden, in Portugal 
liegt  sie  bei  42,3.  Erst  dann  folgt 
Deutschland mit 42 Stunden. 
Die unterschiedlichen Produktivitätsra-
ten sind das Ergebnis der Stärke der 
Industrien  und  Dienstleistungsunter-
nehmen in den kerneuropäischen Län-
dern. Der einheitliche Binnenmarkt, d. 
h. die Freizügigkeit von Waren, Dienst-
leitungen,  Kapital  und  Arbeitskräften, 
haben die traditionellen Abstände wei-
ter wachsen lassen. Da in Kerneuropa 
der  Anteil  für  Forschung  an  den  Be-
triebsausgaben um ein vielfaches hö-
her als in der Peripherie liegt, wird sich 

daran  auch in  Zukunft  nichts  ändern. 
Hinzu  kommen  staatliche  Förderun-
gen, die in Kerneuropa deutlich höher 
als im Rest der EU liegen. Die hiesigen 
Monopolkonzerne konkurrieren die Un-
ternehmen der  Peripherie  nieder.  Da-
her  setzt  man  den  Beginn  der  Dein-
dustrialisierung Griechenlands mit dem 
Beitritt  des  Landes  zur  EU 1981  an. 
Auch Spanien und Portugal  sind  die-
sem Deindustrialisierungsprozess aus-
gesetzt. 
Die  EU-Länder  sind  als  Abnehmer 
deutscher Waren und Dienstleistungen 
von  überragender  Bedeutung,  gehen 
doch ca. 65 % aller deutschen Exporte 
dorthin. Sinkende Löhne und reduzier-
te Sozialtransfers im eigenen Land be-
feuern diese Exportstrategien, verbes-
sern  sie  doch  die  Bedingungen  des 
„Standorts  Deutschland“.  Die  Parole 
heißt „Beggar thy Neighbour“, lebe auf 
Kosten des Nachbarn. 

FJ: Was passiert mit diesen Über-
schüssen?
Die Überschüsse aus den Waren- und 
Dienstleistungsexporten werden zu ei-
nem  erheblichen  Teil  als  anlagesu-
chendes  Kapital  in  die  europäischen 
Peripherieländern  verliehen  und  trei-
ben  dort  die  Verschuldung von Staa-
ten,  Unternehmen  und  Privathaushal-
ten hoch. Mit diesen Krediten werden 
wiederum deutsche Importwaren finan-
ziert. Die Verschuldung dort stützt da-
her  die  Exportkonjunktur  hier  –  so 
schließt sich der Kreis: Das ökonomi-
sche Ungleichgewicht in der EU ist die 
entscheidende Ursache der gegenwär-
tigen Eurokrise. 

FJ: Von dem Euro-Problemland 
Griechenland ist bekannt, dass sehr 
hohe Rüstungsimporte aus den EU-
Gläubigerländern nach wie vor  abge-
wickelt werden. Wie stark tragen diese 
zur Krise bei?
Auch im Rüstungssektor gilt: Die Kon-
zerne aus Kerneuropa – und hier vor 
allem aus Deutschland, Frankreich und 
Großbritannien – haben die Verschul-
dung der  Peripherieländer  vergrößert, 
indem sie  Rüstung dorthin  auf  Kredit 

verkauften.  Dies gilt  insbesondere für 
Griechenland.  Der griechische Militär-
haushalt liegt traditionell sehr hoch und 
betrug lange Zeit um die vier Prozent, 
in Deutschland liegt  er zum Vergleich 
bei  1,4  Prozent.  Selbst  als  die  Ver-
schuldung  Griechenlands  bereits 
enorm war, wurden in Frankreich noch 
sechs neue Fregatten und in Deutsch-
land sechs U-Boote gekauft. Erst jetzt 
wurde der Rüstungsetats  leicht  abge-
senkt. 

FJ: Was bedeutet das derzeitige Euro-
Krisenmanagement für die Zukunft der 
Demokratie in den EU-Ländern?
Die  Regierungen  der  Defizitstaaten 
Griechenland, Irland und Portugal un-
terschrieben für die Zusage von Hilfs-
zahlungen  der  anderen  Euroländer 
Memoranden, in denen der sogenann-
ten  Troika,  bestehend  aus  Europäi-
scher Kommission, Europäischer Zen-
tralbank und dem Internationalen Wäh-
rungsfonds,  weitreichende  Kontroll-
rechte  eingeräumt  wurden.  Die  Ren-
ten-,  Steuer-  und  Sozialpolitik  aber 
auch Teile der Arbeitsmarkt-, Bildungs-, 
Gesundheits-  und  Infrastrukturpolitik 
werden in diesen Ländern seitdem von 
außen vorgegeben. Dies geschieht mit 
ausdrücklicher Billigung der nationalen 
Bourgeoisien.  Sie treiben ihre Länder 
in die Abhängigkeit von außen, um die 
Staatsanleihen zu sichern, die einhei-
mische Banken dort vergeben haben.
Zur  Durchsetzung  der  drastischen 
Kürzungspolitik wurden in den Defizit-
staaten  die  üblichen  demokratischen 
Spielregeln  weitgehend  außer  Kraft 
gesetzt. So unterschrieben alle für eine 
Regierungsbildung  infrage  kommen-
den  Parteien  Portugals  das  mit  der 
Troika  vereinbarte  Memorandum  be-
reits Wochen vor den Parlamentswah-
len. Man konnte dort also wählen was 
man wollte, man bekam auf jeden Fall 
die Kürzungspolitik. Ähnlich war es in 
Griechenland.  Hier  setzte  die  Troika 
durch, dass sich auch die Opposition 
zu dem Memorandum bekennt. Inzwi-
schen ist man dort – aber auch in Itali-
en – mit  der Installierung von Exper-
tenregierungen, die ohne vorangegan-
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gene Legitimation durch Wahlen instal-
liert wurden, noch einen Schritt weiter-
gegangen. 
Die  in  den  Defizitländern  bereits  er-
folgte  Entmündigung  der  Bevölkerun-
gen  soll  gegenwärtig  mit  Hilfe  einer 
Fiskalunion auf alle Länder der Euro-
zone ausgedehnt werden. Künftig sol-
len  dort  wichtige  Haushaltsentschei-
dungen  erst  dann  getroffen  werden 
dürfen, wenn sie vorab von der Kom-
mission genehmigt wurden. Man sieht: 
Sind die Interessen der Herrschenden 
in der Krise gefährdet, wird die bürger-
liche  Demokratie  regelmäßig  zur  Dis-
position gestellt. 

FJ: Daran knüpft sich automatisch 
die Frage: Was passiert, wenn die 
griechische Bevölkerung hier nicht mit-
spielt und wie realistisch ist denn ein 
solches Szenario?
Die griechische Bevölkerung spielt be-
reits jetzt nicht mit. Es ist vor allem die 
ungebrochene Kampfkraft der Gewerk-
schaften  und  der  Linksparteien,  die 
den Bürokraten des Sozialabbaus Sor-
gen macht. Auch die Privatisierung öf-
fentlichen Eigentums wird durch vielfäl-
tigen Widerstand behindert. Es ist da-
her wahrscheinlich, dass der gegen die 
Interessen der Bevölkerung gerichtete 
Kurs nicht über mehrere Jahre hinweg 
durchgehalten werden kann. So rückt 
die  Notwendigkeit  eines  drastischen 
Schuldenschnitts als einzig verbleiben-

de Option näher. Da 90 % der ausste-
henden  Staatsanleihen  nach  griechi-
schem Recht  aufgelegt  wurden,  kann 
das  griechische  Parlament  Zins-  und 
Tilgungsbedingungen jederzeit  ändern 
und  eine  Umschuldung  erzwingen. 
Doch ein solcher Schuldenschnitt wür-
de natürlich vor allem die griechischen 
Banken treffen,  die  einen großen Teil 
der  griechischen  Staatsanleihen  ge-
kauft haben. Wie die Eurokrise gelöst 
wird  –  auf  Kosten  der  Bevölkerung 
oder auf Kosten der Banken und Versi-
cherungen  –  hängt  daher  vom  Aus-
gang der Klassenkämpfe in den Defi-
zitländern selbst ab.

    
FJ:  Wie  eingangs  von  Ihnen  festge-
stellt, sind die deutsche Wirtschaft und  
die deutsche Politik maßgeblich für die  
Krisenursachen  verantwortlich.  Für  
welche Alternativen in der Wirtschafts-

politik  müsste  in  Deutschland  ge-
kämpft werden?
Um  den  Leistungsbilanzüberschuss 
Deutschlands nicht noch weiter wach-
sen  zu  lassen,  müssten  hier  Löhne 
und  Sozialausgaben  steigen.  Die 
Lohnsteigerungen  in  Deutschland be-
tragen seit Beginn der Wirtschafts- und 
Währungsunion  1999  gerade  einmal 
acht Prozent.  Die deutschen Lohnab-
hängigen  leben  daher  nicht  nur 
schlechter als notwendig, unter der re-
striktiven  Lohnpolitik  des  mit  Abstand 
wirtschaftlich stärksten Landes der EU 
leiden auch die Exporte anderer Volks-
wirtschaften. 
Doch selbst  drastische Lohnerhöhun-
gen hier werden nicht  zu einem Aus-
gleich der Leistungsbilanzunterschiede 
innerhalb  der  EU führen.  Die  Defizit-
länder müssen vielmehr ihre Ökonomi-
en  wirksam  schützen  können.  Dies 
kann  etwa  mit  Hilfe  hoher  Sätze  bei 
der  Einfuhrumsatzsteuer  geschehen. 
Eine  solche  Maßnahme  würde  den 
freien  EU-Binnenmarkt  für  einen  be-
stimmten Zeitraum aussetzen. In einer 
Studie  der  Europäischen  Zentralbank 
ist dies vor kurzem vorgeschlagen wor-
den. 

  Andreas Wehr veröffentlichte zuletzt  
im PapyRossa Verlag, Köln, das Buch 
»Griechenland, die Krise und der Euro« 
(überarbeitete Neuauflage Okt. 2011).
 Mehr unter: www.andreas-wehr.eu

Foto:  Unter  dem  Motto  "Banken  in  die 
Schranken" sind am 12.11.2011 rund 8.000 
Menschen  friedlich  durch  Berlin  gezogen, 
um gegen die  Macht  der Geldinstitute,  die 
Finanz-  und  Wirtschaftspolitik  zu 
protestieren.  Nach  dem  Aufzug,  der  am 
Hauptbahnhof  begann,  umzingelten  die 
Demonstranten  das  Regierungsviertel  mit 
einer 3,5 Kilometer langen Menschenkette. 
Während  des  Protestmarsches  kritisierten 
verschiedene  Redner  den  Einfluss  der 
Großbanken  und  die  für  sie  entwickelten 
Rettungspakete.  "Rettet  endlich  das  Volk 
und nicht  die  Banken und Konzerne",  war 
auf  einem  Transparent  zu  lesen.  Andere 
Slogans  lauteten  "Sklavenaufstand"  sowie 
"Die Welt ist keine Ware". Organisiert wurde 
die  Demonstration  von  verschiedenen 
Gruppen  wie  den  Netzwerken  Attac  und 
Campact.  Zeitgleich  fand  ein  ähnlicher 
Aufmarsch  in  der  Bankenmetropole 
Frankfurt  am  Main  statt,  zu  dem  10.000 
Menschen kamen.
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   Friedens- und soziale Bewegungen als Akteure
Podiumsdiskussion des 18. Friedensratschlages in Kassel am 27.11.2011

Als Abschluss  des letzten Friedens-
ratschlages in Kassel fand eine Podiums-
diskussion statt, Die Moderation erfolgte 
durch Horst Trapp.

Ziel der Diskussion war es, Anstöße 
zu geben, über neue Aktionsformen und 
Möglichkeiten zur Vernetzung von einzel-
nen sozialen Bewegungen.

Matthias Jochheim 
(IPPNW) 
verwies darauf, dass seine Organisa-

tion sich um eine ganze Reihe verschie-
dener Themen kümmere. Dabei sei klar, 
dass die einzelnen Themenfelder eng zu-
sammen hängen. Dazu trage auch die in-
ternationale Aufstellung der IPPNW bei. 
"Wir agieren nicht nur in unserem enge-
ren Gesichtsfeld, sondern versuchen die 
einzelnen  Themenfelder  zu  überblicken 
und zu fragen, wo diese zusammen hän-
gen". Das führe auch zu der Beherzigung 
des bekannten Spruches "Think global - 
act  local".   Oder  konkret  formuliert: 
Handle  lokal,  wo du besondere Verant-
wortung und Zugänge hast. Ein wesentli-
ches Thema dieser Art ist z.B. die Ener-
giefrage. Nuklearenergie liefert auch Ma-
terial für die Bombe, d.h. zivile und krie-
gerische  Nutzung  Atomenergie  hängen 
zusammen. Ein anderes Beispiel  ist  die 
Arbeit des AK Flucht und Asyl zur Situati-
on  von  Migranten  in  Deutschland.  Wie 
können wir uns denen annähern? Dieses 
ist eine Arbeit,  die auch mit Friedensar-
beit zu tun hat, nämlich den Schutz des 
Individuums vor Gewalt.  Verknüpfungen 
von  Themen  sind  der  IPPNW  deshalb 
schon lange geläufig. 

Heike Hänsel (MdB Die 
Linke) 
verwies auf den schwierigen Spagat 

als Mitglied einer Partei und langjährige 
Aktivistin. Sie teile die Skepsis und Kritik 
der sozialen Bewegungen an der parla-
mentarischen Arbeit.  Die LINKE komme 
dabei in eine widersprüchliche Situation. 
Einerseits gibt es in den Parlamenten, in 
denen die  Linke vertreten ist,  Versuche 
zur  Ausgrenzung,  andererseits  wird  die 
Linke  aber  z.B.  von  der  Occupy-Bewe-
gung als Teil  des etablierten politischen 
Systems  wahrgenommen.  Bewegungen 
können aber auch ohne Vereinnahmung 

von Parteien unterstützt werden, z.B. mit 
der  Entwicklung  ihrer  organisatorischen 
Infrastruktur  und  politischer  Expertise 
aus dem Parlament heraus. Klar sei für 
sie dennoch, dass Veränderungen nicht 
parlamentarisch, sondern nur durch Be-
wegungen erreicht werden.  

Wichtig sei, dass sich alle Aktivisten 
auf andere Aktionen beziehen, wo dieses 
möglich  ist.  Sie  nannte  dazu  Beispiele 
mit  inhaltlichen  Überschneidungen.  Im 
Sommer habe sie in Athen erlebt,  dass 
es bei einer Großdemonstration eine Di-
rektschaltung  nach  Madrid  gegeben 
habe. In Tübingen gab es kürzlich eine 
Solidaritätskundgebung  für  die  ägypti-
sche Bevölkerung. Ein ägyptischer Kund-
gebungsteilnehmer verknüpfte dabei das 
eigene Anliegen mit  denen anderer Be-
wegungen  wie  Stuttgart21  und  occupy. 
„Wir haben in Stuttgart21 Themen einge-
bracht, die weit über das eigentliche The-
ma  hinausgehen:  Demokratiefrage  und 
mafiöse Strukturen“.

Für  die  Friedensbewegung  müsse 
bei  der  Bankenkrise  inhaltlich  einge-
bracht  werden,  dass  Deutschland  nach 
DIW-Berechnungen  schon  mehr  als  30 
Mrd. Euro für den Afghanistan-Krieg aus-
gegeben habe. 

Stephan Lindner (attac-
Koordinierungskreis)
stellte zunächst klar, dass attac zwar 

innerhalb des Podiums den engsten Kon-
takt zur occupy-Bewegung habe, aber er 
natürlich nicht für occupy selbst sprechen 
könne. 

Er verwies auf die heutigen Paralle-
len mit der Situation vor den beiden Welt-
kriegen,  wo  jeweils  absteigende  Welt-
mächte  geostrategische  Interessen  und 
der  Kampf  um  Rohstoffe  dominierend 
waren.  Bisher  sei  Deutschland  ökono-
misch mit einem blauem Auge in der Kri-
se  davon  gekommen,  trotz  der  zuneh-
menden Schieflage der sozialen Verhält-
nisse.

Die  occupy-Bewegung  müsse  groß 
und stark gemacht werden, um über den 
Winter zu kommen, damit im Frühjahr mit 
neuem  Schwung  Aktionen  fortgesetzt 
werden könnten. Er verwies auch auf die 
Unterstützung  von  Gewerkschaftsseite 
für occupy. Trotz einer verbreiteten Skep-

sis gegenüber etablierten Organisationen 
seien die occupy-Leute sehr offen, wenn 
sich einzelne Aktive aus anderen Berei-
chen z.B. mit Workshops in die occupy-
Diskussion  einbringen  würden,  wie  es 
sich in Frankfurt gezeigt habe.

Heute sind bereits  2/3 der Bevölke-
rung  in  Deutschland  davon  überzeugt, 
dass das politische System nicht mehr in 
der Lage ist, die bestehenden Probleme 
zu  lösen.  Die  Krise werde unweigerlich 
von der EU-Peripherie in das wirtschaftli-
che Zentrum der EU vordringen.  Die jet-
zige occupy-Bewegung sei deshalb ver-
gleichsweise  eher  noch  eine  Spielerei, 
angesichts der noch zu erwartenden Pro-
bleme.

Helga Schwitzer 
(geschäftsführendes 
Vorstandsmitglied der IG Metall)
nannte ihre Thesen zu Voraussetzun-

gen für Bewegung: 
Menschen müssen unzufrieden sein 

aber nicht politikverdrossen
Menschen wollen sich sehr wohl be-

teiligen  und  einmischen   und  brauchen 
dafür Unterstützung; 

Wir  müssen  immer  wieder  "dran" 
bleiben  und  Beharrungsvermögen  zei-
gen, wobei der 18. Friedensratschlag ein 
gutes Beispiel sei. 

Es  geht  um  gemeinsames  Handeln 
von allen sozialen und politischen Bewe-
gungen. Man kann sich nicht auf Partei-
en oder Gewerkschaften verlassen, son-
dern muss diese anstoßen. 

Helga  Schwitzer  sprach  offen  an, 
dass die IG Metall natürlich auch Kolle-
gen  aus  der  Rüstungsindustrie  organi-
siert hat und deren Interessen vertreten 
muss. Diese müssten über Konversions-
Arbeitskreise  überzeugt  und  mitgenom-
men werden. 

Die  Konversionsdebatte  sei  leider 
kein Selbstläufer, hier war die IG Metall 
vor 20 Jahren schon mal weiter. 

Die Widersprüche für Gewerkschafter 
zeigten sich auch an anderer Stelle. Bei 
der AKW-Demo vor Krümel, wo sie selbst 
als  Rednerin  aufgetreten  sei,  habe  es 
noch am Vortag eine große Zeitungsan-
zeige von gewerkschaftlich in Ver.di  or-
ganisierten  Kollegen  für  Krümel  gege-
ben. 

Karl-Heinz Peil
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In Tübingen geht es gegenwärtig heiß 
her in Sachen Militarisierung der 
Hochschule. Ende 2009 hatten Stu-
dierende die Aufnahme einer Zivil-
klausel in die Grundordnung der Uni 
durchgesetzt. „Lehre, Forschung und 
Studium an der Universität sollen 
friedlichen Zwecken dienen, das Zu-
sammenleben der Völker bereichern 
und im Bewusstsein der Erhaltung 
der natürlichen Lebensgrundlagen er-
folgen“, heißt es seither in deren Prä-
ambel. Realisiert wurde diese Zivil-
klausel aber bisher auf merkwürdige 
Weise: Weiterhin wird an der Uni Tü-
bingen im Auftrag des Bundesminis-
teriums der Verteidigung geforscht. 
Mindestens zwei solcher Forschungs-
projekte sind derzeit bekannt. Darauf-
hin wurde Ende 2010 zum Honorar-
professor des Fachbereiches der 
„Friedens- und Konfliktforschung aus-
gerechnet der Organisator der 
Münchner Sicherheitskonferenz Wolf-
gang Ischinger ernannt, der wie kaum 
ein zweiter für die Remilitarisierung 
der deutschen Außenpolitik steht. In 
einem Interview mit dem Schwäbi-
schen Tagblatt umriss Ischinger ein 
solches Verständnis der Zivilklausel 
so: „Es ist doch gerade das Ziel sol-
cher [Friedens-] Missionen, der Be-

völkerung in Krisengebieten eine 
friedlichere Zukunft zu ermöglichen. 
Entspricht das denn nicht dem Ge-
danken der Zivilklausel?“
Auch eine Ringvorlesung die von ei-
nem Arbeitskreis in der Absicht orga-
nisiert wurde, die Diskussion um die 
Bedeutung der Zivilklausel in Gang 
zu bringen und die praktischen Fol-
gen einer solchen Selbstverpflichtung 
für Forschung und Lehre zu erörtern, 
entpuppte sich als nicht besonders zi-
vil. Der vorgesehene Eröffnungsred-
ner Dietrich Schulze, der sich seit 
Jahren für Zivilklauseln an Hochschu-
len und deren konsequente Umset-
zung engagiert, wurde ausgeladen, 
weil er u.a. kritisiert hatte, dass zur 
Vorlesung mit Sabine Jaberg auch 
eine Angehörige der Führungsakade-
mie der Bundeswehr eingeladen wur-
de. Mit dieser Kritik steht Dietrich 
Schulze indessen nicht allein. „Das 
widerspricht einer ganz alten Gewerk-
schaftsforderung: Keine Militärs in 
Schulen und Hochschulen“, erklärte 
auch der Sprecher der GEW Hoch-
schulgruppe. 
Ende Oktober fand nun gerade in Tü-
bingen ein Zivilklauselkongress statt, 
der sich als Vernetzungstreffen all de-
rer verstand, die es ernst meinen mit 
der Verpflichtung von Forschung und 
Lehre zu friedlichen Zwecken. 
Studierende und Aktive aus Friedens- 
und Gewerkschaftsinitiativen aus 
zwölf Universitätsstädten (Heidelberg, 
Karlsruhe, Konstanz, Stuttgart, Tübin-
gen, Braunschweig, Bremen, Darm-
stadt, Frankfurt, Gießen, Jena und 
Marburg), nahmen daran teil, um 
über die Militarisierung von For-
schung und Lehre sowie über mögli-
che Gegenstrategien zu beraten.
Heraus kam eine Tübinger Erklärung 
die präzise Forderungen zur Verwirk-
lichung dieses Grundsatzes aufstell-
te. (siehe Kasten)

Forderungen des Tübinger 
Zivilklauselkongresses
(gekürzt)
1. Forschung im Auftrag des Verteidi-
gungsministeriums ist ebenso wie For-
schung an Rüstungsgütern abzuleh-
nen und widerspricht jeder Zivilklau-
sel. Ebensowenig wie zwischen 
Schwert und Rüstung oder einem 
Panzer und seiner Panzerung kann 
auch nicht zwischen sogenannten Of-
fensivwaffen und Defensivwaffen un-
terschieden werden. Beide dienen der 
Kriegsführung und Durchhaltefähigkeit 
im Gefecht. Dieser Grundsatz gilt 
auch für die wehrmedizinische For-
schung.
2. Da von der Bundesregierung militä-
rische und zivile Sicherheitsforschung 
bewusst vermengt werden, ist für alle 
entsprechenden Projekte zu fordern, 
dass sie vor ihrer Durchführung öffent-
lich dargestellt und zur Diskussion ge-
stellt werden. (…)
3. Auch wenn sie unter dem Etikett 
der „Friedens- und Konfliktforschung“ 
daher kommt, dient sogenannte Inter-
ventionsforschung der Legitimation 
und Politikberatung für neokolonialisti-
sche Projekte und damit nicht dem 
Frieden. (…)
4. Forschung und ihre Förderung 
müssen ebenso wie die Vergabe von 
Honorar- und Stiftungsprofessuren im 
Vorfeld öffentlich diskutierbar und 
transparent sein. Notwendig ist eine 
grundlegende Demokratisierung der 
Hochschulen, ihre finanzielle Autono-
mie und ihre Öffnung gegenüber an-
deren gesellschaftlichen Akteuren. 
(…) Wie mit der Tübinger Ischin-
ger-Professur Fakten geschaffen wur-
den, ist unerträglich –  diese Ernen-
nung muss zurückgenommen werden.
5. Die Durchführung von Lehrveran-
staltungen und Vorträgen durch Bun-
deswehrbedienstete und aktive Reser-
visten in den Räumen der Universität 
und im Rahmen des Curriculums ist 
abzulehnen.
6. Die Regierungsparteien in Baden-
Württemberg sind an ihren Wahl-
kampfaussagen zu messen. Wenn 
das KIT-Gesetz und das Landeshoch-
schulgesetz novelliert werden, müs-
sen sie eine klare verbindliche Zivil-
klausel für alle Hochschulen vorsehen.
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Foto: Eingang zur Vorlesung einer Dozen-
tin der Führungsakademie der Bundes-
wehr in Tübingen
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Friedenspolitisches Aktionsprogramm 2012 
des Bundesausschusses Friedensratschlag (Auszüge)
Die Menschen verlangen nach Souverä-
nität und Partizipation –  auf allen Ebe-
nen der Politik. Friedensbewegung und 
andere sozialen Bewegungen stehen 
vor großen Herausforderungen. 
Schwerpunkte unserer friedenspoliti-
schen Arbeit 2012 werden sein:

(1)  Afghanistan-Krieg beenden: Die 
Reduzierung der deutschen Truppe um 
bis zu 600 Soldaten bis Ende 2012 dient 
in erster Linie der neuerlichen Einbin-
dung der SPD-Opposition in das Kriegs-
mandat. Mit dann 4.400 Soldaten stellt 
die Bundeswehr immer noch das dritt-
stärkste Kontingent am Hindukusch. Die 
Friedensbewegung setzt sich weiterhin 
für eine Beendigung des Einsatzes ein.

(2) Militärintervention in Syrien ver-
hindern:: Die Gestaltung der politischen 
und gesellschaftlichen Ordnung eines 
Landes ist ausschließlich die Angele-
genheit seiner Bevölkerung. Jede Einmi-
schung von außen – auch wenn sie sich 
noch so „humanitär“ gibt – ist von frem-
den Interessen geleitet und widerspricht 
dem völkerrechtlichen Prinzip der 
„Selbstbestimmung“  und der „Souverä-
nität“ der Staaten. Daher sagen wir: Be-
endigung der Sanktionen und der Inter-
ventionsdebatte in den internationalen 
Gremien!
 
(3) Kein Krieg gegen Iran: Der im No-
vember 2011 veröffentlichte Bericht der 
Internationalen Atomenergiebehörde 
(IAEA) enthält weder neue Erkenntnisse 
über das iranische Atomprogramm noch 
belastbare Belege für einen akuten 
„Griff nach der Bombe“. Dennoch haben 
die USA und die EU die Sanktionen ge-
gen Iran in einer Weise verschärft, die 
immer näher an einen Krieg heranführt. 
Vorschläge zur Entspannung der Situati-
on liegen seit langem auf dem Tisch. 

(4) Palästina anerkennen: Jeder Tag, 
der vergeht, vergrößert die israelischen 
Siedlungen in den besetzten Gebieten 
und zerstört die Hoffnungen auf einen 
gerechten Frieden im Nahen Osten. Die 
Friedensbewegung ist entschieden für 
eine Internationalisierung des Konflikts. 
Bei dem extrem asymmetrischen israe-

lisch-palästinensischen Kräfteverhältnis 
können die Palästinenser bei Zweierver-
handlungen nur die Verlierer sein. 

(5) Atomwaffen abschaffen –  Kern-
kraftwerke abschalten: Alle Appelle an 
die Regierungen zur Einhaltung des 
Nichtverbreitungsvertrags werden so 
lange wirkungslos bleiben, als nicht die 
Atomwaffen besitzenden Staaten mit 
gutem Beispiel voran gehen und mit der 
Abrüstung Ernst machen. Zusammen 
mit der Antiatom-Bewegung fordern wir 
den schnellen und unumkehrbaren Aus-
stieg aus der Kernenergie.

(6) Die NATO delegitimieren: Ihr ana-
chronistischer Fortbestand dient der mi-
litärischen Absicherung imperialistischer 
Interessen gegen die Ansprüche der 
Völker der unterentwickelt gehaltenen 
Welt und richtet sich gegen Mächte, die 
dem freien Fluss ausländischen Kapitals 
nationale Schranken entgegen setzen 
wollen.

(7) Nein zur europäischen Militäruni-
on: Die Europäische Union ist mit dem 
Lissabon-Vertrag endgültig zu einem Mi-
litärbündnis geworden. Sie verfügt über 
eine eigene Sicherheitsstrategie und 
eine europäische Rüstungsagentur, de-
ren Aufgabe es ist, die geforderte Ver-
besserung der militärischen Fähigkeiten 
der EU (Aufrüstungsverpflichtung) zu 
vermitteln und zu managen. Es bleibt 
Aufgabe der Friedensbewegung, die Mi-
litarisierung der EU zu bekämpfen und 
zusammen mit anderen sozialen Bewe-
gungen die „Festung Europa“  aufzubre-
chen und Bürgerrechte durchzusetzen.
 
(8) Keine Interventionsarmee Bun-
deswehr: De Maizières „Neuausrich-
tung“ der Bundeswehr zielt auf weltweite 
Interventionsfähigkeit zur Sicherung der 
wirtschaftlichen Interessen „Deutsch-
lands“.  Wir weisen darauf hin, dass die 
Bundeswehr gemäß dem Grundgesetz 
und im Einklang mit dem Gewaltverbot 
der UN-Charta ausschließlich der Ver-
teidigung zu dienen hat. Darüber hinaus 
fordern wir die Abrüstung der Bundes-
wehr bis zu ihrer Abschaffung. 

(9) Schluss mit den Rüstungsexporten 
–  Umstellung der Rüstungsprodukti-
on:.Der Panzerdeal mit Saudi-Arabien 
muss genauso abgelehnt werden wie die 
Lieferung von U-Booten an Israel. Wir 
fordern ein Verbot jeglichen Rüstungsex-
ports. Auch die „Kleinwaffen“ dürfen nicht 
weitergegeben werden. Wir fordern die 
Auflage eines öffentlichen Konversions-
programms, das auf ausgearbeitete Kon-
zepte aus der Wissenschaft und der IG 
Metall zurückgreifen kann.

(10)  Gegen  die  Militarisierung  von 
Schule, Hochschule und Gesellschaft: 
Wir unterstützen alle Aktivitäten, die dar-
auf abzielen, die ideologische Offensive 
der  Bundeswehr  abzuwehren,  die  sich 
heute in Kommunen,  an Schulen,  Mes-
sen  („Karrieretreffs“),  Volksfesten  oder 
bei  Gelöbnissen  und  Zapfenstreichen 
manifestiert. Die bislang in acht Bundes-
ländern abgeschlossenen Kooperations-
verträge Bundeswehr-Schule sind aufzu-
heben.
 
(11) Gegen Neonazismus und Demo-
kratieabbau: Die Neonazis von heute 
stehen in einer unheilvollen Tradition. 
Jahrelang konnte eine Neonazi-Gruppe 
ausländische Mitbürgerinnen terrorisie-
ren und ermorden –  vermutlich mit Wis-
sen des Verfassungsschutzes. Diese 
Morde sind kein Einzelfall. Zu erinnern ist 
etwa an das Oktoberfest-Attentat 1980 in 
München –  es wurde nie wirklich aufge-
klärt - und die Brandanschläge, Pogrome 
und Mordtaten in den 90er Jahren. 
 
(12) Die UN-Charta einhalten und die 
UNO demokratisieren: In der UN-Char-
ta sind die wesentlichen Prinzipien des 
Völkerrechts verankert wie die Souverä-
nität, Gleichberechtigung und territoriale 
Integrität der Staaten, das unbedingte 
Gewaltverbot sowie das Verbot, sich in 
die inneren Angelegenheiten von Staaten 
einzumischen. Problematische und 
falsche Entscheidungen des UN-Sicher-
heitsrats haben Kriege nachträglich legiti-
miert. Die UNO muss zu einem Anwalt 
der Schwachen werden. Es muss um 
eine Demokratisierung –  nicht um eine 
Marginalisierung der UNO gehen. 
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